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und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kommu-
nal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie führt
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Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der kommu-
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Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des Städte- und 
Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenver-
band kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsen-
tiert dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 
86 Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
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Darüber hinaus enthält STÄDTE- UND GEMEINDERAT Son-
derseiten, die überregional über Produkte und Neuheiten
für den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält
somit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:
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• Raumplanung
• Krankenhausbedarf
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abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Hermes, Städte- und Gemeindebund NRW,
Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf

Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-292
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landespolitik in nordrhein-Westfalen
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EDITORIAL

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

für unsere Kinder ist kein aufwand zu groß. stimmt, wenn

man die kommunale Jugendhilfe betrachtet. diese hat in

den vergangenen Jahren ein stetiges Wachstum zu

verzeichnen: mehr fälle, mehr Personal, steigende Kosten.

stimmt nicht, wenn man sieht, wie manche eltern ihre

erziehungsaufgabe wahrnehmen oder eher nicht

wahrnehmen. Viele verlassen sich darauf, dass Kindergarten

und schule den Heranwachsenden das einmaleins des

Zusammenlebens beibringen werden. andere wiederum

sind aufgrund von arbeitslosigkeit, prekärer beschäftigung,

Migrationshintergrund oder fluchterfahrung nicht in der

lage, ihre Kinder behutsam zu führen. 

Wenn erziehung aus dem ruder läuft, ist Jugendhilfe

gefragt. die erwartungen sind hoch, und die Öffentlichkeit

ist kritisch. beispiel inobhutnahme: greift das Jugendamt

früh ein bei einer sich abzeichnenden fehlentwicklung,

heißt es, der familienverband werde auseinandergerissen.

greift das Jugendamt spät ein und ist es bereits zu

Übergriffen gekommen, ist rasch vom Versagen der

Verwaltung die rede. dabei stellt jede Überweisung eines

Kindes in eine Pflegefamilie eine komplexe

einzelfallentscheidung dar. und dabei können die fachleute

der Jugendämter nicht unbedingt auf die Mitwirkung der

betroffenen eltern zählen. 

trotz vieler neueinstellungen ist der Personalbedarf in den

Jugendämtern vielerorts nach wie vor sehr hoch.

Mittlerweile ist es schwierig, geeignete fachkräfte zu

gewinnen. einmal mehr zeigt sich hier die unzureichende

finanzausstattung vieler städte und gemeinden. 

eine erfolgsgeschichte ist der ausbau der betreuung von

Kleinkindern. gab es vor zehn Jahren für vier bis fünf

Prozent der ein- bis dreijährigen einen betreuungsplatz,

liegt diese Quote heute vielerorts über 40 Prozent. doch die

nachfrage wächst weiter, weil junge familien

partnerschaftlich beruf und erziehungsarbeit vereinbaren

wollen. die folge: Kommunen müssen weiter

Kindertagesstätten bauen und tagespflegeplätze

organisieren. Weil dafür das geld schon lange nicht mehr

reicht, wird jetzt das Kinderbildungsgesetz reformiert. die

Zeichen stehen gut, dass dann der tatsächliche

finanzbedarf gedeckt werden kann. 

doch die nächste Herausforderung steht bereits vor der tür:

betreuung von grundschulkindern nach dem unterricht.

Wer hier nach einem rechtsanspruch ruft, muss wissen: 

die Kosten wären ungleich höher als bei dem freiwilligen

system von heute, und bund sowie land müssten sie

vollständig begleichen.

Mehr Reparatur als
Prävention 

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen
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BÜCHER UND MEDIEN

Städte leben Vielfalt
Fallstudien zum sozialen Zusammenhalt, hrsg. v. d. Ber-
telsmann Stiftung, 18,7 x 26,9 cm, 220 S., 20 Euro, ISBN
3-8679-3854-9

globalisierung, fluchtbewegungen, soziale un-
gleichheit und diversität sind eine Herausforde-
rung für Kommunen. diese müssen das Mitei-
nander erfolgreich gestalten. die Publikation ba-
siert auf analysen zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in den städten lippstadt, dessau-

roßlau, dortmund und rostock. sie zeigt, dass sozialer Zusammen-
halt durch sozialräumlich differenzierte Projekte gefördert werden
kann. der band liefert akteur(inn)en aus Kommunalpolitik, Verwal-
tung, stadtentwicklung und Zivilgesellschaft anregungen, wie der
Zusammenhalt vor ort gestärkt werden kann.

„Darum wählt!“
Die ersten demokratischen Kommunalwah-
len in Westfalen und Lippe 1919, v. Wilfried
Reininghaus, 1. Aufl., 17,2 x 24,1 cm, 248 S.,
28 Euro, Ardey-Verlag, ISBN 3-8702-3440-9

die ersten Kommunalwahlen nach de-
mokratischem Wahlrecht bewegten im
februar und März 1919 viele Menschen
in Westfalen und in lippe. sie engagier-
ten sich in Parteien und ließen sich auf
lokale Wählerlisten setzen und beende-
ten so die dominanz der alten eliten.
frauen konnten erstmals mitentscheiden. das buch dokumentiert die
Wahlen in rund 600 städten und gemeinden, darunter alle groß-
städte, mittleren und kleinen städte sowie eine auswahl von landge-
meinden. eine zusammenfassende analyse ergründet die ursachen für
den Wahlerfolg bestimmter Parteien und interessengruppen und zeigt,
wie stark die sozialen schichten und berufsgruppen in den stadt- und
gemeinderäten vertreten waren.

Handbuch Digitale 
Verwaltung
Hrsg. v. Hans H. Lühr, Roland Jabkowski u. Sa-
bine Smentek, 16,5 x 23,5 cm, 536 S., 79 Euro,
ISBN 3-8293-1377-3 

digitale technik bestimmt seit langem
schon die Verwaltungspraxis. das Handbuch
zeigt, wer die digitale Verwaltung steuert
und kontrolliert. neben dem rechtsrahmen
werden ansätze zur umsetzung der digita-
len Verwaltung, Vertriebswege der öffentli-

chen Verwaltung sowie aufgabenverteilung und organisation der digi-
talen Verwaltung dargestellt. Zur sprache kommen auch barrierefreiheit
bei der elektronischen Kommunikation, datenschutz und datensicher-
heit, anwendungsbereiche der digitalisierung, bürgerbeteiligung sowie
digitalisierung und demografischer Wandel.

Integration 23 Bücher 32          
Titelfoto: Christian Schwier - Fotolia
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NACHRICHTEN

Mehr Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst
die anzahl der beschäftigten im öffentlichen dienst in nordrhein-
Westfalen hat sich leicht erhöht. Wie information und technik nrW
als statistisches landesamt mitteilte, waren Mitte 2018 insgesamt
827.065 Personen im öffentlichen dienst tätig. das waren 1,5 Prozent
mehr als noch ein Jahr zuvor. 57,9 Prozent der beschäftigten waren
frauen. ihre anzahl stieg um 1,9 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.
die anzahl der teilzeitbeschäftigten erhöhte sich um 2,1 Prozent auf
268.075 - davon 83,6 Prozent weiblich - und die der Vollzeitbeschäf-
tigten um 1,3 Prozent auf 558.990 - frauenanteil 45,6 Prozent.

Deutscher Fahrradpreis an 
drei Projekte in NRW
das Projekt zur Weiterentwicklung des regionalen radwegenet-
zes in der Metropole ruhr hat beim deutschen fahrradpreis den
ersten Platz in der Kategorie „infrastruktur“ errungen. Wie das
nordrhein-westfälische Verkehrsministerium mitteilte, soll mit
Hilfe des Projektes das bisherige radwegenetz verbessert und es
sollen alle städte und gemeinden der region angebunden wer-
den. auch der zweite Platz in der Kategorie „infrastruktur“ kommt
aus nrW: die radwelle aus oberhausen. in der Kategorie „Kom-
munikation“ belegte zudem #ringfrei aus Köln den ersten Platz.
der deutsche fahrradpreis wird vom bundesverkehrsministerium
sowie der arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreund-
licher städte, gemeinden und Kreise in nrW verliehen.

Weniger Stickoxid und kaum 
Feinstaub in der Stadtluft
die luftqualität in nrW hat sich im zurückliegenden Jahr erneut
leicht verbessert. nach angaben des landesamtes für natur, um-
welt und Verbraucherschutz ist die belastung mit dem schadstoff
stickstoffdioxid (no2) 2018 im Vergleich zum Vorjahr im schnitt
um rund ein Mikrogramm gesunken. Mancherorts bleibe die si-
tuation aber kritisch. so sei der eu-grenzwert für no2 von 40 Mi-
krogramm pro Kubikmeter luft immer noch in 25 städten an 45
Messstellen überschritten worden. in gladbeck, Mönchenglad-
bach und solingen wurde der grenzwert dagegen erstmals einge-
halten. im gegensatz zu stickstoffdioxid ist feinstaub seit fünf
Jahren kein nennenswertes Problem mehr in nrW.

Zuwachs an Passagieren auf 
den Flughäfen
Von den sechs großen flughäfen in nrW sind 2018 erneut mehr
Passagiere gestartet. nach angaben des statistischen landesam-
tes fertigten die airports rund 21,4 Mio. fluggäste ab - 0,9 Prozent
mehr als 2017. Mit 17,3 Mio. Passagieren - plus 2,4 Prozent gegen-
über 2017 - flog der größte teil ins ausland. das Passagieraufkom-
men bei inlandsflügen verringerte sich dagegen um 4,7 Prozent
auf etwa 4,2 Mio. fluggäste. den größten Zuwachs mit 14,6 Pro-
zent und insgesamt 1,1 Mio. Passagieren verzeichnete der flugha-
fen dortmund. Mehr fluggäste gab es auch in Köln/bonn, Müns-
ter/osnabrück sowie in Paderborn/lippstadt. nrWs größter
flughafen düsseldorf verbuchte hingegen mit rund 12,1 Mio. 
Passagieren ein Minus von 1,2 Prozent. 

  Europa-News 33 Gericht in Kürze  34    
    

  Thema Jugendhilfe
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von Jürgen Termath

18
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26
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24

haushaltsumfrage 2018/19 des städte- und
gemeindebundes nrW
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dass immer mehr ressourcen und fachkräfte in der Kinder- und Jugendhilfe
eingesetzt werden, verweist nicht auf komfortable deckung eines Bedarfs, 
sondern auf zunehmende anforderungen

Aktuelle Herausforderungen für die 
Kinder- und Jugendhilfe 

ie Kinder- und Jugendhilfe ist ein Wachstumsbe-
reich. die Jugendhilfestatistik vermeldet regelmä-

ßig neue Höchststände1. die jährlichen ausgaben für
Kinder- und Jugendhilfe liegen mittlerweile bei mehr
als 48 Mrd. euro bundesweit. auch die anzahl der be-
schäftigten in diesem bereich steigt immer weiter. 
Man könnte also annehmen, die Jugendhilfe boome
wie nie zuvor und könne sich in ihrem erfolg sonnen.
doch die hohen ausgaben und die gestiegene anzahl
der fachkräfte gehen mit einem noch viel größeren
Wachstum der aufgaben und der anforderungen ein-
her. und damit steigen die Herausforderungen. 
der bereich der frühkindlichen erziehung, bildung
und betreuung wächst ununterbrochen. auch beim
anstieg der Hilfen zur erziehung ist trotz vorüberge-
hender entspannung kein ende in sicht. Zudem
mussten in den zurückliegenden Jahren Zehntausen-
de minderjährige geflüchtete zusätzlich durch die Ju-
gendhilfe aufgefangen, unterstützt und möglichst in-
tegriert werden.2

Mehr Aufgaben das Wachstum der Kinder- und
Jugendhilfe ohne absehbares ende ist nicht nur ein
segen, sondern auch eine zentrale Herausforderung.
gleichzeitig wird im bereich des Kinderschutzes zu
recht mehr gefordert. auch sollen die vielen schnitt-
stellen besser bearbeitet werden. 

steigende nachfrage im frühkindlichen bereich, wei-
ter wachsende Zahlen im bereich der Hilfen zur erzie-
hung und ein besseres Zusammenspiel vieler Verant-
wortlicher im bereich des Kinderschutzes benötigen
nicht nur öffentliche Mittel. Man benötigt in jedem
fall sowohl bei freien wie auch öffentlichen trägern
viele gut qualifizierte fachkräfte.3

Jedoch gibt es kaum eine Kommune, aus der man
nicht die Klage hört, dass aufgrund fehlender erzie-
herinnen und erzieher schon der rechtsanspruch auf
einen Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in
der Kindertagespflege schwer zu erfüllen ist. laut ak-
tueller Zahlen der Kinder- und Jugendhilfestatistik
fehlen in deutschland immer noch mehr als 200.000
Plätze im u3-bereich. 

Personalnot Kinderbetreuung gleichzeitig
schließen Kita-träger gruppen oder ganze Kitas, weil
kein Personal da ist. der nationale bildungsbericht
konstatierte 2018, dass bis zum Jahre 2025 ein Zu-
wachs von 300.000 pädagogischen fachkräften er-
reicht werden muss, um den bedarf in der Kinderta-
gesbetreuung decken zu können. 
angesichts dieses eklatanten fachkräftemangels
wird mit allen möglichen Werbemaßnahmen, Quer-
einstiegs- und Qualifizierungskonzepten operiert,
um die aufgabe in den griff zu bekommen. ein durch-

d
Michael Löher ist 
Vorstand des 
deutschen Vereins 
für öffentliche und
private fürsorge e.V. 

DER AUTOR

Das Aufgaben-
spektrum der Kinder-
und Jugendhilfe
hat sich stark
gewandelt und
nimmt weiter zu
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1 Vgl. http://www.akjstat.tu-dort-
mund.de/kjh-report/zentrale-er-
gebnisse-des-kjh-reports-2018 
2 Vgl. http://hzemonitor.akjstat.tu-
dortmund.de 
3 Vgl. z.b. empfehlungen des deut-
schen Vereins zur „Weiterentwick-
lung und steuerung der Hilfen zur
erziehung“, https://www.deut-
scher-verein.de/de/uploads/
empfehlungen-stellungnahmen/
2015/dv-10-14_hze.pdf 
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schlagender erfolg kann noch nicht vermeldet wer-
den. Vielmehr entsteht stellenweise der eindruck „Ki-
ta kann jede/r“ respektive „es wird alles genommen,
was nicht bei drei auf den bäumen ist“. 

Qualität zu halten? Hier stellt sich durchaus die
frage, ob die strategien zur Personalgewinnung nicht
auch zu einer absenkung von Qualifizierungsstan-
dards führen. gleichzeitig ist es angesichts der tatsa-
che, dass sich Kindheit und das aufwachsen von Kin-
dern immer mehr in institutionen abspielt - zeitlich
und altersbezogen -, absolut erforderlich, auch über
„erwachsenen- und pädagogikfreie“ räume sowie
über multiprofessionelle teams nachzudenken. 
abgesehen vom Problem der fachkräfte in Kitas gibt
es derzeit nur wenige Jugendämter, die ihre Planstel-
len in den übrigen bereichen problemlos oder voll-
ständig besetzen könnten. die berichte über viele un-
besetzte stellen etwa im allgemeinen sozialen
dienst, aber auch in anderen bereichen aus einigen
Jugendämtern, zeigen große baustellen auf. Zur gro-
ßen sorge vieler öffentlicher träger wird im bewusst-
sein der aktuellen situation - inhaltlich und fachlich
durchaus sinnvoll - die idee eines rechtsanspruchs
auf ganztagsbetreuung für Kinder im grundschulal-
ter als aufgabe der Jugendhilfe diskutiert. 
Wie die Jugendhilfe einen solchen Wachstumsschub
verkraften soll, woher hierfür fachkräfte und einrich-
tungen kommen sollen, ist noch völlig offen. gleichzei-
tig ist der bedarf seit Jahren hinlänglich bekannt, und
eltern stehen am Übergang der Kindergartenzeit zur
grundschule regelmäßig vor dem Problem, keinen Platz
für ihr Kind vor und nach dem unterricht zu haben. 

Um Nachwuchs werben dass es diesen bedarf
gibt, zeigen aktuelle Zahlen der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik. bei aller notwendigkeit der bedarfsde-
ckung - Wachstum stößt dort an grenzen, wo die Ju-
gendhilfe nicht mehr genug fachkräfte hat, um ihre
aufgaben zu erfüllen. in den kommenden Jahren
wird es deshalb eine der größten Herausforderungen
sein, Menschen für die arbeit in der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu begeistern, auszubilden und zu halten. 
dies kann aber nicht nur eine aufgabe der Jugend-
ämter oder der freien träger sein. Hier ist das Zusam-
menspiel der politischen ebenen gefordert, hier müs-
sen die sozialpartner über eine angemessene entloh-
nung diskutieren, hier müssen fachschulen und
Hochschulen ihren anteil leisten. 
Modelle wie praxisintegrierte berufsbegleitende
ausbildung sind ein Weg, um junge Menschen für
dieses spannende, vielschichtige feld der Kinder- und
Jugendhilfe zu begeistern. gleichzeitig braucht es ei-
ne vergütete ausbildung und Mentoring-Programme
für den berufseinstieg, altersgerechte Maßnahmen
der gesundheitsförderung, strukturell verankerte be-
ratungs- und unterstützungssysteme, fort- und Wei-
terbildung sowie die eröffnung von Karrierewegen

und aufstiegsmöglichkeiten, um die fachkräfte im
beruf zu halten.

Reform des Sozialgesetzbuchs Zudem steht die
Kinder- und Jugendhilfe vor einer weiteren Herausfor-
derung: eine reform ihrer gesetzlichen grundlage, des
sozialgesetzbuchs (sgb) Viii. Zumindest hat das bun-
desministerium für familie, senioren, frauen und Ju-
gend eine „Modernisierung der Kinder- und Jugendhil-
fe“ angekündigt. inhaltlich beziehen sich die reform-
vorschläge vor allem auf den Kinderschutz, die fremd-
unterbringung von Kindern und Jugendlichen sowie
die stärkung präventiver sozialräumlicher angebote. 
das sgb Viii ist nicht nur ein leistungsgesetz. das
Kinder- und Jugendhilfegesetz ist für die Kinder- und
Jugendhilfe konstitutiv, gibt ihr struktur und be-
schreibt sie. es ist ausdruck von grundrechten und
konkretisiert die grundwerte aus art. 6 grundgesetz
(gg), das elterliche recht auf erziehung und das
Wächteramt des staates. 
dies macht unter anderem deutlich, warum debat-
ten um das sgb Viii so engagiert geführt werden. um
aber die Kinder- und Jugendhilfe zu stärken und zu
tragen, um auf dieser grundlage arbeiten zu können,
muss die umfangreiche und seit langem andauernde
debatte um eine novellierung des sgb Viii in dieser
legislaturperiode abgeschlossen werden. 

Zeit für Praxiskonzepte dann müssen Änderun-
gen die Möglichkeit haben, in der Praxis anzukom-

Schutz und
Förderung
unbegleiteter
minderjähriger
Flüchtlinge obliegt
der Kinder- und
Jugendhilfe

Jugend vertritt Jugend

Junge Menschen aus Jugendhilfeeinrichtungen in nrW haben anfang Mai
2019 in duisburg die erste interessenvertretung „Jugend vertritt Jugend“ (JVJ
nrW) gewählt. das gremium besteht aus elf Jugendlichen im alter von zwölf
bis 20 Jahren und will künftig mehr beteiligung für die bewohner/innen von
einrichtungen und Wohngruppen erreichen. für die anliegen der Jugendli-
chen ist die Vertretung im internet über www.gehoert-werden.de erreichbar.
die landschaftsverbände rheinland und Westfalen-lippe sowie das nrW-
Ministerium für Kinder, familie, flüchtlinge und integration unterstützen
die Jugendlichen seit 2017 im rahmen des Projekts „gehört werden!“ bei der
gründung der landesweiten interessenvertretung.
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eine große 
herausfor-

derung wird sein, 
menschen für die
arbeit in der 
Kinder- und 
Jugendhilfe zu 
begeistern
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men, müssen in ruhe umgesetzt werden und es
müssen sich aufgrund neuer grundlagen gute Kon-
zepte entwickeln. dieser gesetz-Praxis-transfer ist
Herausforderung genug - auch ohne weitere diskus-
sion. die gescheiterte reform in der zurückliegenden
legislaturperiode, in der der bundestag eine novel-
lierung beschloss4, die der bundesrat bis heute liegen
lässt, führt in der Praxis oft zu großer Verunsiche-
rung. 
ein gültiges gesetz, eine halb beschlossene Ände-
rung dieses gesetzes und ein Prozess, der erneut ver-
sucht, dinge zu verändern, schaffen unsicherheit
und unklarheit für öffentliche wie freie träger und
für familien. eine gute fachliche umsetzung des ge-
setzes mit der entwicklung guter Konzepte und ge-
eigneter erprobter Praxis braucht stabilität in der
grundlage. diese gilt es zeitnah herzustellen. es ist
daher wichtig für die Jugendhilfe, diesen seit einigen
Jahren andauernden generaldiskurs um das sgb Viii
abzuschließen und in der Praxis erst einmal Wirkung
entfalten zu lassen. 

Herausforderung Inklusion Mit der sgb Viii-re-
form hängt stets ein thema zusammen, das eine
weitere große Herausforderung darstellt und bis
heute unsicherheit in der Jugendhilfe auslöst: die in-
klusion. die idee der großen oder inklusiven lösung -
sprich: Zusammenführung der leistungen für Kinder
und Jugendliche mit körperlicher und geistiger be-
hinderung aus der sozialhilfe und der Jugendhilfe -
wird seit vielen Jahren debattiert. in vielen formaten
gab es ideen, Konflikte, aber auch annäherung. 
auch der deutsche Verein für öffentliche und private
fürsorge e.V. hat mit seinem dialogforum5 einen bei-
trag dazu geleistet, dass behindertenhilfe sowie Kin-
der- und Jugendhilfe in einen direkten austausch
eingetreten sind, dass ein größeres Verständnis für
einander entwickelt wurde und nun gemeinsam
neue Wege aufgezeigt werden. 
gleichwohl kommt es manchen so vor, als würden
die debatten vergleichsweise fruchtlos verlaufen, da
sie in der direkt sichtbaren Wirkung meist ergebnis-
los blieben und gefühlt häufig wieder von vorne 
beginnen. bei aller berechtigung für umfassende 
debatten ist es an der Zeit, „nägel mit Köpfen“ zu
machen und entscheidungen zu treffen.

Zuständigkeitsdebatte beenden die Kinder- und
Jugendhilfe, aber auch die behindertenhilfe müssen
aus der „vielleicht wird das mit der Zuständigkeit bald
anders“-Haltung entlassen werden. es kann sinnvoll
sein, leistungsbereiche aus unterschiedlichen sozial-
gesetzbüchern zusammenzuführen. Wenn das nicht
die richtige oder mehrheitsfähige lösung ist, gilt es,
eben die schnittstellen zwischen den leistungsberei-
chen möglichst gut zu organisieren.6

die debatte um die Zuständigkeiten abzuschließen,
ist allerhöchste Zeit. für die Kinder- und Jugendhilfe
ist klar: Kinder und Jugendliche mit behinderung
sind in allererster linie Kinder und Jugendliche. des-
halb ist es nach wie vor eine aktuelle Herausforde-
rung für die Jugendhilfe, ihre arbeit inklusiv zu ge-
stalten - unabhängig einer inklusiven lösung. 
auf grundlage einer abgeschlossenen debatte
über die große lösung muss sich die Kinder- und
Jugendhilfe dies immer weiter erarbeiten. sie ist
auch sicher auf einem guten Wege, aber noch lang
nicht am Ziel. aktuell besteht bereits vor allem für
die öffentlichen träger die Herausforderung, mit
der neuen rolle klarzukommen, die ihnen das bun-
desteilhabegesetz (btHg) zuweist. Jugendämter
sind jetzt mehr denn je gezwungen, sich als Mit-
wirkende in einem gesamtverbund von rehabilita-
tionsträgern zu begreifen, den sie gegebenenfalls
als leistungen gewährende träger im blick haben
müssen. 

Risiko Flickenteppich der isolierte blick auf das
sgb Viii reicht hier nicht aus. um im sinne des btHg
leistungen wie aus einer Hand anzubieten, muss
sich der blick weiten. ob mit oder ohne große lösung
ist es also eine Herausforderung für die Jugendhilfe,
im sinne der inklusion über den tellerrand zu schau-
en sowie schnittstellen für Kinder und Jugendliche
in den blick zu nehmen. 
die zunehmende unterschiedlichkeit, mit der nach
Verabschiedung des btHg in den bundesländern mit
der eingliederungshilfe verfahren wird, zeigt die dring-
lichkeit einer festlegung. Je heterogener die struktu-
ren, desto unwahrscheinlicher ist es, dass es irgend-
wann eine stimmige lösung für alle geben kann.
Wie in so vielen bereichen der Kinder- und Jugend-
hilfe besteht hier das risiko, dass ein bundesgesetz
mit einem flickenteppich ganz unterschiedlicher
Vorgehensweisen und Verwaltungsverfahren oder
Zuständigkeiten umgesetzt wird. ob hierbei wirklich
der subsidiäre blick auf die bedürfnisse vor ort im
Vordergrund steht, muss bezweifelt werden. 
diese Herausforderung, als Kinder- und Jugendhilfe
mit vielen unterschiedlichen umsetzungen in nahe-
zu allen Handlungsfeldern arbeiten und gleichzeitig
einen einheitlichen diskurs über Qualität und Wei-
terentwicklung führen zu müssen, wird wohl ein
„dauerbrenner“ unter den Herausforderungen der
Kinder- und Jugendhilfe bleiben. ◼

Bei ihrer Arbeit stets
die Inklusion im Blick

zu haben, stellt für die
Jugendhilfe eine

Herausforderung dar

FO
TO

: O
LE

SI
A 

BI
LK

EI
 - 

FO
TO

LI
A

4 Zum regierungsentwurf des Kin-
der- und Jugendstärkungsgeset-
zes (KJsg) siehe auch stellungnah-
me des deutschen Vereins für öf-
fentliche und private fürsorge e.V.
zum regierungsentwurf eines ge-
setzes zur stärkung von Kinder-
und Jugendlichen, https://www.
deutscher-verein.de/de/uploads/
empfehlungen-stellungnahmen/
2017/dv-06-17_kinder-
jugendstaerkungsgesetz.pdf  
5 siehe dokumentation des dia-
logforums „Zukunft der Kinder-
und Jugendhilfe“, https://www.
deutscher-verein.de/de/uploads/
vam/2017/dialogforum-17/
doku-dialogforum_07-12-2018.pdf 
6 Vgl. hierzu z.b. diskussionspapier
des deutschen Vereins zur gestal-
tung der schnittstelle bei Hilfen
nach dem sgb Viii und dem sgb
Xii für junge Menschen mit behin-
derung, https://www.deutscher-
verein.de/de/uploads/
empfehlungen-stellungnahmen/
2010/dv-21-10.pdf 
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ie frage der finanziellen auskömmlichkeit des
Kinderbildungsgesetzes (Kibiz) ist so alt wie das

gesetz selbst. denn seinerzeit wurden für die festle-
gung der Kindpauschalen daten verwendet, die mit
dem inkrafttreten des gesetzes bereits nicht mehr
aktuell waren. 
im laufe der Jahre ist das defizit bei den Kindpau-
schalen deutlich angewachsen, weil der in § 19 abs.
2 Kibiz festgelegte dynamisierungsfaktor von 1,5 Pro-
zent nicht die tatsächlichen Preissteigerungen aus-
gleichen konnte. insbesondere die gehaltserhöhun-
gen für das Personal in den tageseinrichtungen fie-
len in der regel deutlich höher aus als die veran-
schlagten 1,5 Prozent. 
so hat sich im laufe der Jahre ein erhebliches defizit
aufgebaut - mit der folge, dass immer mehr träger
feststellen mussten, dass für den betrieb ihrer tages-
einrichtungen zusätzliche Mittel notwendig sind. die
freien und kirchlichen träger von tageseinrichtungen
sind nicht bereit, diese finanziellen risiken dauerhaft
zu tragen. sie haben daher frühzeitig auf die not-
wendigkeit einer reform der Kibiz-finanzierungsre-
geln im hingewiesen. 

Soforthilfe durch Rettungspakete um die fi-
nanzierung des Kibiz sicherzustellen, hat das land
nrW mehrere „rettungspakete“ auf den Weg ge-
bracht. das erste kam bereits am 16.12.2015 durch die
damaligen Koalitionsfraktionen sPd und bündnis
90/die grünen zustande. diese verständigten sich

auskömmlichkeit in der finanzierung der Kindertagesbetreuung ist als
Kernanliegen im entwurf Kinderbildungsgesetz berücksichtigt, stellt für 
die Kommunen aber eine erhebliche Belastung dar

KiBiz-Reform zügig umsetzen 

mit den kommunalen spitzenverbänden auf einma-
lig zusätzliche Mittel in Höhe von 430,9 Mio. euro
aus dem betreuungsgeld des bundes.
diese zusätzlichen Mittel und die anpassung der dy-
namisierung konnten die finanzierungsprobleme
der träger von tageseinrichtungen allerdings nur ab-
mildern. es kamen immer mehr Meldungen aus
Kommunen, träger von tageseinrichtungen seien an
sie herangetreten mit dem Hinweis, unter diesen fi-
nanziellen bedingungen könnten sie die tagesein-
richtungen nicht fortführen. in der folge gewährten
die Kommunen immer mehr freiwillige zusätzliche
leistungen an die träger, um deren finanznot zu lin-
dern.
die schwarz-gelbe landesregierung hat das Pro-
blem der unterfinanzierung von tageseinrichtun-
gen unmittelbar nach der landtagswahl 2017 auf-
gegriffen. der nrW-landtag hat am 21.11.2017 das
gesetz zur rettung der trägervielfalt von Kinderta-
geseinrichtungen in nordrhein-Westfalen verab-
schiedet. damit wurden den trägern insgesamt
500 Mio. euro als einmalige Zahlung für die Kin-
dergartenjahre 2017/18 und 2018/19 zur Verfügung
gestellt. 
schließlich musste für das Kita-Jahr 2019/2020 eine
weitere Überbrückungsfinanzierung mit einem Vo-
lumen von 450 Mio. euro auf den Weg gebracht wer-
den, um sich für eine einigung auf ein langfristig
tragfähiges Kinderbildungsgesetz mehr Zeit zu ver-
schaffen. Hierbei erfolgte eine kommunale beteili-

d

Dr. Matthias Menzel
ist Hauptreferent für
Jugend und soziales
beim städte- und 
gemeindebund nrW
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In Nordrhein-
Westfalen soll ab dem

Kindergartenjahr
2020/21 deutlich mehr

Geld in die
Kindertages-

betreuung fließen
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gung in Höhe von rund 80 Mio. euro. Zudem wurde
im rahmen der rettungspakete die Kibiz-immanente
dynamisierung - jeweils befristet - von 1,5 auf 3 Pro-
zent angehoben.

Fortschritt in Verhandlungen 2018 fanden zwi-
schen dem nrW-Jugendministerium (MKffi nrW)
und den kommunalen spitzenverbänden zahlreiche
schwierige und langwierige Verhandlungsrunden zu
einer dauerhaft tragfähigen reform des Kibiz statt.
nach mehreren spitzengesprächen mit nrW-famili-
enminister dr. Joachim stamp und gesprächen mit
der fachabteilung des MKffi nrW kam es schließlich
zu einer einigung auf eckpunkte eines neuen Kibiz. 
dabei konnten die Kommunen entscheidende Punk-
te, die von den gremien des städte- und gemeinde-
bundes nrW beschlossen worden waren, in den eck-
punkten verankern. Hierzu gehören neben der Her-
stellung der auskömmlichkeit die absenkung des
kommunalen trägeranteils, die anpassung der Pau-
schalen an die Kostenentwicklung (indexierung) so-
wie insbesondere die Zusage des landes zur investi-
tionsförderung..

Ziel Auskömmlichkeit Zum Kindergartenjahr
2020/2021 soll die strukturelle unterfinanzierung des
Kinderbildungsgesetzes beseitigt und die auskömm-
lichkeit des systems hergestellt werden. dies wird
rund 750 Mio. euro zusätzlich erfordern. dabei wird
der zweite - bessere - Personalschlüssel nach der an-
lage zum Kibiz realisiert. 
da die träger an diesen Kosten nicht beteiligt werden
sollen, übernehmen land und Kommunen jeweils die
Hälfte der Mehrkosten - je 375 Mio. euro pro Jahr.
Hierdurch sinkt der eigenanteil aller träger von ta-
geseinrichtungen sowie der anteil der elternbeiträge
an der gesamtfinanzierung.
Zu beachten ist allerdings, dass ab dem Kita-Jahr
2020/2021 die Überbrückungsfinanzierung mit ei-
nem umfang von 450 Mio. euro entfällt. somit steht

den tageseinrichtungen lediglich der entsprechend
reduzierte betrag von rund 300 Mio. euro zusätzlich
zur Verfügung.
um ein dauerhaft auskömmliches finanzierungssys-
tem zu schaffen, sollen künftig im Kibiz die Personal-
kosten in der Höhe der tatsächlichen tarifsteigerun-
gen veranschlagt werden. im gegensatz zum derzei-
tigen Kinderbildungsgesetz sollen daher die Kind-
pauschalen auf der grundlage realer Kostensteige-
rungen festgelegt werden. damit soll die neue Kibiz-
finanzierung dauerhaft tragfähig sein. sachgerecht
wäre eine festlegung, dass die Personalkosten 90
Prozent der gesamtkosten ausmachen und somit 90
Prozent der Kosten an die tVöd-tarifsteigerungen an-
zupassen sind.

Kommunaler Trägeranteil ein zentrales anliegen
der Kommunen ist, dass mit der reform des Kinder-
bildungsgesetzes der kommunale trägeranteil abge-
senkt wird. die Vereinbarung sieht vor, dass dieser
um insgesamt sechs Prozentpunkte reduziert wird.
Hierdurch werden die steuerungsmöglichkeiten der
Jugendämter im rahmen der Jugendhilfeplanung
verbessert.
da ein Prozentpunkt ungefähr Kosten in Höhe von 20
Mio. euro versursacht, ergeben sich daraus gesamt-
kosten von rund 120 Mio. euro. davon trägt das land
drei Prozentpunkte. Weitere drei Prozentpunkte wer-
den von den trägern der öffentlichen Jugendhilfe -
sprich: den Jugendämtern - aufgebracht. es sollen
aber nur Kommunen zusätzlich belastet werden, die
ein eigenes Jugendamt führen und selbst tagesein-
richtungen betreiben. dies soll über den bereits be-
stehenden belastungsausgleich Jugendhilfe reali-
siert werden.
Zu beachten ist, dass sich der abstand zwischen dem
kommunalen trägeranteil und dem trägeranteil der
Kirchen nach dem neuen Kibiz von derzeit neun Pro-
zent auf gut zwei Prozent verringert. da Kommunen
mit eigenem Jugendamt und eigenen tageseinrich-
tungen über einen abzug beim belastungsausgleich
die von ihnen zu tragenden drei Prozent aufbringen
müssen, beträgt bei diesen der abstand zwischen

Die zusätzlichen
Mittel sollen

auch der Qualität
zugutekommen -

etwa in Gestalt
kleiner Gruppen 
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NRW-Einrichtungen im Finale um den 
Deutschen Kita-Preis

drei einrichtungen aus nordrhein-Westfalen haben es in das finale
um den deutschen Kita-Preis geschafft. am ende gab es einen ers-
ten Platz sowie zwei zweite Plätze. das netzwerk infamilie Han-
nibal- und brunnenstraßenviertel aus dortmund gewann in der
Kategorie „lokales bündnis für frühe bildung des Jahres“ und er-
hielt 25.000 euro siegprämie. in der Kategorie „Kita des Jahres“ er-
rangen das familienzentrum „Murkel“ in siegburg und der evan-
gelische gemeindekindergarten „Zauberwelt“ aus titz jeweils den
zweiten Platz und erhalten dafür ein Preisgeld von 10.000 euro.
der erste Platz ging hier an eine einrichtung in Hessen.

ZUR SACHE 
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dem kommunalen trägeranteil und dem trägeranteil
der Kirchen faktisch fünf Prozent. 

Ausbau der Kapazitäten für die Kommunen ist in
den gesprächen von zentraler bedeutung gewesen,
dass das land den Kommunen und trägern beim aus-
bau der betreuungseinrichtungen garantiert, jeden
notwendigen Platz zur bewilligung auf der grundla-
ge der gültigen förderrichtlinie zu finanzieren. 
Wie der Vereinbarung zu den eckpunkten zu entneh-
men ist, konnte nicht nur eine Platzfinanzierungs-
garantie als politische Zusage des Ministers realisiert
werden. die Mitfinanzierung von investitionen ist
nicht mehr in der gesamtsumme begrenzt. Zusätz-
lich wurde ein Passus aufgenommen, wonach not-
wendige Mittel für investiven Mehrbedarf durch die
landesregierung zur Verfügung gestellt werden,
selbst wenn die in den Haushalt eingestellten Mittel
in dieser legislaturperiode nicht ausreichen. 
die investitionsförderung wird auf der grundlage der
- inzwischen angepassten - richtlinie für die schaf-
fung zusätzlicher betreuungsplätze durch neubau,
ausbau, umbau sowie ausstattungsmaßnahmen er-
folgen. entsprechend kann ein teil der investitions-
förderung für den erhalt von Plätzen eingesetzt wer-
den, die ohne bauliche investitionen entfallen wür-
den.

Impuls zur Qualitätssteigerung bei einer dauer-
haft tragfähigen Kibiz-reform besteht auch die er-
wartung, dass sich die Qualität in den tageseinrich-
tungen und in der Kindertagepflege verbessert. die-
ser aspekt war im Wesentlichen nicht teil der Verein-
barung der kommunalen spitzenverbände mit fami-
lienminister stamp. 
am 01.01.2019 ist das bundesgesetz zur Weiterent-
wicklung der Qualität und zur teilhabe in der Kinder-
tagesbetreuung, das sogenannte gute-Kita-gesetz,
in Kraft getreten. damit unterstützt der bund die län-
der dabei, die Kita-Qualität zu verbessern. für nrW
stehen bis 2022 folgende Mittel zur Verfügung:

2019 - 107 Mio. euro
2020 - 215 Mio. euro
2021 - 431 Mio. euro
2022 - 431 Mio. euro.

in diesem rahmen plant auch das land nrW qualita-
tive Verbesserungen. die einzelheiten hierzu sind
noch offen, da die zur umsetzung notwendige Ver-
einbarung zwischen bundesfamilienministerin dr.
franziska giffey und nrW-familienminister stamp
noch nicht geschlossen ist. sinnvoll wären zusätzliche
Mittel für den bereich Kindertagespflege, da hier die
Kommunen in erheblichem umfang Mittel zuschie-
ßen müssen. 
in zahlreichen tageseinrichtungen fehlt qualifiziertes
Personal, da dieses nur sehr spärlich auf dem arbeits-

markt vorhanden ist. diese notlage könnte sich durch
den zu erwartenden Platzausbau weiter verschärfen.
daher müssen die Möglichkeiten der träger von ta-
geseinrichtungen zur Personalgewinnung erweitert
werden. in diesem Zusammenhang sind auch eine
ausweitung der ausbildungskapazitäten sowie
schritte in richtung duale ausbildung der erzieherin-
nen und erzieher geboten.

Weiteres beitragsfreies Jahr für die Kommu-
nen überraschend hat Minister stamp am
08.01.2019 angekündigt, die eltern für ein weiteres
Kindergartenjahr von elternbeiträgen zu befreien.
Zur finanzierung sollen die Mittel aus dem „gute-
Kita-gesetz“ verwendet werden. die kommunalen
spitzenverbände erwarten freilich, dass den Kom-
munen sämtliche einnahmeausfälle erstattet wer-
den. 
in den gesprächen hat das Ministerium hierzu seine
grundsätzliche bereitschaft signalisiert. Man vertritt
dort allerdings die auffassung, dass der abzug für er-
sparten Verwaltungsaufwand für das letzte beitrags-
freie Kindergartenjahr zu gering ist. aktuell werden
von dem errechneten fiktiven beitragsaufkommen
der eltern knapp sechs Prozent einbehalten, da die
Kommunen Verwaltungsaufwand einsparen. die
kommunalen spitzenverbände haben sich dafür ein-
gesetzt, dass zukünftig für beide beitragsfreie Kita-
Jahre maximal je acht Prozent abgezogen werden
können.
dem land entstehen Kosten von rund 200 Mio. euro
jährlich für ein weiteres beitragsfreies Kitajahr. damit
ist bereits ein erheblicher teil der dem land zuste-
henden bundesmittel verplant. allerdings hätte man
mit diesen Mitteln auch landeseinheitliche Kita-
beiträge realisieren können.
dies ist allerdings von der landesregierung nicht be-
absichtigt. daher werden auch zukünftig von ort zu
ort stark unterschiedliche beitragstabellen mit deut-
lich voneinander abweichender belastung für die el-
tern bestehen bleiben - mit ausnahme der beiden
letzten Kindergartenjahre. ◼

 
 

  

Familien will 
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Landesregierung
durch ein zweites
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im rahmen des landesprogramms „ gemeinsam klappt’s“ fördert die 
stadt Oelde mit speziellen lernangeboten junge geflüchtete und ebnet diesen
den Weg zu einer ausbildung

Über den Beruf heimisch werden

m Mittelpunkt der im Herbst 2018 ins leben geru-
fenen landesinitiative „gemeinsam klappt’s“ des

nrW-Ministeriums für Kinder, familie, flüchtlinge
und integration (MKffi) steht die heterogene gruppe
der jungen erwachsenen im sinne des sozialgesetz-
buchs (sgb) Viii: junge Menschen, die schon 18, aber
noch keine 27 Jahre alt sind. die jungen flüchtlinge
sind mit unterschiedlichen Qualifikationen nach
deutschland gekommen. das spektrum reicht von
geringer schulbildung über abgebrochene schul- und
bildungslaufbahn bis hin zu studienabschluss und
erster berufserfahrung.
Während die gruppe der unter 18-Jährigen noch der
schulpflicht unterliegt und deshalb einen anspruch
auf das staatliche bildungssystem hat, hängt der Zu-
gang zu förderangeboten für die gruppe der volljäh-
rigen geflüchteten vom aufenthaltsstatus ab. aner-
kannte junge flüchtlinge im sgb-ii-bezug können
grundsätzlich die fördermöglichkeiten von Jobcenter
und arbeitsagentur in anspruch nehmen. für die an-
deren jungen asylsuchenden - vielfach geduldete -
gibt es in der regel keine systematische begleitung
und berufliche förderung. 
diese bilden unter den asylsuchenden zwar die
größte gruppe - in oelde rund 42 Prozent -, fallen
aber durch das raster der regulären förderangebo-
te. dabei würden von einer beruflichen Qualifizie-
rung sie selbst - als fachkraft in deutschland oder
später in ihrem Heimatland - ebenso profitieren wie

die öffentliche Hand durch vermiedene sozialauf-
wendungen.

Umfassende Begleitung die stadt oelde hat sich
bereits im Jahr 2015 für eine umfassende betreuung
und begleitung der flüchtlinge entschieden und im
Haushalt Mittel für zwei sozialpädagogische betreu-
ungskräfte, betreuung in den unterkünften, sprach-
förderung sowie förderung des ehrenamtes bereit-
gestellt. Wer keinen Zugang zu sprachkursen des
bundesamtes für flüchtlinge und Migration (baMf)
hatte, erhielt sprachförderung finanziert aus städti-
schen Mitteln und spenden. 
sprachkurse von ehrenamtlich tätigen oder nachhil-
festunden ergänzen das angebot. Patinnen und Pa-
ten geben Hilfestellung im alltag. Heute profitieren
die geflüchteten unabhängig vom aufenthaltsstatus
von den frühzeitigen und konsequenten angeboten.
Je nach persönlichen fähigkeiten finden die jungen
erwachsenen im sektor der helfenden berufe eine ar-
beit oder sie haben die Chance auf eine ausbildung. 
als großer Pluspunkt bei der Vermittlung einer arbeit
oder einer ausbildung hat sich der persönliche Kon-
takt zwischen sozialpädagogischer flüchtlingsbe-
treuung und potenziellem arbeitgeber erwiesen.
Weil die jungen geflüchteten keine deutsche bil-
dungsbiographie vorweisen können, gibt es den Per-
sonalverantwortlichen der betriebe zusätzliche si-
cherheit, wenn sie sich bei einem professionellen

i

Anja Radner ist sozial-
arbeiterin beim Müt-
terzentrum beckum
ggmbH

Mechthild Gröver leitet
den fachdienst sozia-
les, familien, senioren
bei der stadt oelde

DIE AUTORINNEN

Im Kreis Warendorf
beteiligt sich die Stadt

Oelde an der
Landesinitiative

„Gemeinsam klappt’s“
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ansprechpartner über das Potenzial eines bewerbers
oder einer bewerberin informieren können. 

Zusätzlicher Unterricht um den jungen flüchtlin-
gen eine erfolgreiche ausbildung zu ermöglichen, or-
ganisiert die stadt oelde ergänzende unterstützung
in Mathematik und im fachsprachlichen unterricht
sowie ein Coaching und stellt den betrieben eine(n)
feste(n) ansprechpartner/in zur Verfügung. das be-
deutet: integration ist an diesem Punkt noch lange
nicht beendet. Vielmehr bedarf es zeitlicher, finan-
zieller und personeller ressourcen, um den integrati-
onsprozess erfolgreich fortführen zu können.
das Ziel, passende bildungsangebote bereitzustellen
und berufliche integration zu ermöglichen, verfolgen
Jobcenter und arbeitsagenturen für anerkannte
flüchtlinge sowie die Kommunen für die asylsuchen-
den gleichermaßen. doch je nach aufenthaltsstatus
gibt es unterschiedliche fördermöglichkeiten. 
den ansatz der landesinitiative, die differenzierung
nach aufenthaltsstatus aufzugeben und fördermög-
lichkeiten vom Potenzial der geflüchteten aus zu er-
schließen, begrüßt die stadt oelde in vollem umfang
- ebenso wie das anliegen, durch netzwerke barrie-
ren zwischen den behörden abzubauen oder bera-
tungsstrukturen zu bündeln.

Sichere Finanzierung nötig integration findet in
den Kommunen statt. aber integration ist ein lang-
wieriger und kostenintensiver Prozess, in dem Kom-
munen wie flüchtlinge feste Zusagen zu förderun-
gen und finanzierung benötigen. die Haushaltslage
und die Überzeugung, dass vorausschauende inte-
grationspolitik am ende weniger ressourcen erfor-
dert als unterlassene integrationspolitik, haben es
bislang möglich gemacht, dass die stadt oelde die
für richtig befundenen schritte unternimmt.
um diesen Weg weiter zu gehen und nicht wegen
schlechter finanzlage aufgeben zu müssen, ist die
stadt oelde wie alle Kommunen auf eine gesicherte fi-
nanzierung der integration angewiesen. dies gilt eben-
so für die längst avisierte und gutachterlich bestätigte
notwendigkeit einer höheren flüag-Pauschale. 
aus ihrem alltag als flüchtlingsbetreuerin für die
stadt oelde berichtet anja radner vom Mütterzen-
trum beckum ggmbh. oberstes anliegen des sozial-
pädagogischen auftrages ist es, den jungen geflüch-
teten eine orientierung im deutschen ausbildungs-
und beschäftigungssystem zu geben. erste erfahrun-
gen zeigen, dass die stadt oelde mit ihrer umfassen-
den flüchtlingsbetreuung und -begleitung den rich-
tigen Weg eingeschlagen hat. Mehr als 75 Prozent der
betreuten asylbewerber*innen befinden sich derzeit
- unabhängig vom aufenthaltsstatus - in arbeit, aus-
bildung, Qualifizierung oder sprachkursus. 

Vorteil durch praktische Arbeit es ist von großer
bedeutung, die jungen erwachsenen frühzeitig über

 
  

 
 

 

Straßenbauer in Deutschland
Mein name ist adeshina oluwasegun adebayo. ich bin 48 Jahre alt und komme
aus nigeria. seit 2016 lebe ich in deutschland. der neuanfang war sehr schwer
für mich, obwohl ich mich mit meinem englisch sehr gut verständigen konnte.
nachdem ich einen sprachkurs mit beruflicher orientierung bei der geba in
Münster gemacht habe, fühlte ich mich etwas sicherer. gemeinsam mit meiner
sozialarbeiterin habe ich dann eine anstellung als brunnenbauer gefunden. in
meinem Heimatland habe ich ebenfalls als brunnenbauer gearbeitet.
um meinen aufenthalt und meine berufliche Zukunft in deutschland zu 
sichern, habe ich mich im frühjahr 2017 dazu
entschlossen eine ausbildung zu machen.
Mit unterstützung der stadt oelde habe
ich einen Platz als straßenbauer bei eurovia
in oelde gefunden. die praktische arbeit
macht mir sehr viel spaß. in der berufsschu-
le habe ich allerdings große schwierigkei-
ten. um auch die schule zu schaffen, besu-
che ich zusätzlich einen Mathematik- und
einen sprachkurs am Wochenende, den die
stadt oelde bezahlt. Mein Wunsch für die
Zukunft ist, dass ich ein professioneller
straßenbauer werde und irgendwann mei-
ne tochter aus nigeria nach deutschland
holen kann, da ich sie sehr vermisse.

Zukunft als Koch

ich heiße Mamadou sidy diallo, ich bin 23 Jahre alt und komme aus aus gui-
nea in Westafrika,. am 01.08.2016 bin ich nach deutschland gekommen. Zu-
erst war ich in freiburg, essen, solingen und dann in oelde. 2016 hatte ich die
Chance, eine Qualifizierungsmaßnahme für junge geflüchtete Menschen bei
der Perjuf/Jaz ggmbh in Münster zu besuchen. ich habe immer viel zuhause
gelernt, vor allem mit dem Handy. ich habe auch viel deutsches fernsehen
geschaut und bücher gelesen, um die sprache zu lernen. 
im august 2017 habe ich nach einem Praktikum in oelde im Potts brau- und
backhaus meine ausbildung zum Koch begonnen. immer wenn ich Hilfe
brauchte, hat mich die sozialarbeiterin der stadt oelde unterstützt. Wir ha-
ben zusammen alles aufgebaut und vorbereitet. für meine Zukunft wünsche
ich mir einen aufenthaltstitel, damit ich ohne sorgen in deutschland bleiben
kann. ich freue mich, wenn ich meine ausbildung abgeschlossen habe und ei-
ne eigene familie gründen kann.

Adeshina Oluwasegun Adebayo
arbeitet als Straßenbauer
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Diallo absolviert
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den stellenwert einer berufsausbildung zu informie-
ren, ihnen die Vorteile der langfristigen integration dar-
zulegen sowie Möglichkeiten einer aufenthaltssiche-
rung aufzuzeigen. diese kann beispielsweise darin
bestehen, dass eine laufende dreijährige ausbildung
zunächst abgeschlossen und durch zweijährige be-
rufspraxis ergänzt wird - die sogenannte 3+2-rege-
lung. für die Motivation der jungen geflüchteten ist
die entwicklung einer realistischen Perspektive unter
berücksichtigung vorhandener Kompetenzen ele-
mentar. in der beratung werden gemeinsam mit den
jungen asylsuchenden realistische Ziele entwickelt,
und es wird ein „fahrplan“ für den weiteren Weg ent-
worfen. 

Sprachförderung individuell neben rechtlichen
rahmenbedingungen wie arbeits- oder ausbildungs-
erlaubnis gehört die sprachliche förderung zur grund-
legenden Voraussetzung für den weiteren Werdegang.
in enger Kooperation mit der Volkshochschule oelde-
ennigerloh, dem Jobcenter Kreis Warendorf und der
bundesagentur für arbeit können individuelle 
Programme für die einzelnen Menschen angeboten
werden. 
das stichwort „Kooperation“ ist dreh- und angel-
punkt im Prozess der berufswahl. nur in der 
Zusammenarbeit unterschiedlicher akteure wie ar-
beitsagentur, Jobcenter, Volkshochschule, ausländer-
behörde, industrie- und Handelskammer, Hand-
werkskammer, arbeitgeber und Ähnliche kann eine
passgenaue förderung vor, während und nach der
ausbildung entwickelt werden, die entscheidend für
eine erfolgreiche berufsausbildung ist. Zur passge-
nauen förderung zählen:

•    begleitung während des gesamten Prozesses
•    intensives bewerbungstraining 
•    berufsbezogene sprachförderung

•  Vorbereitung auf und nachhilfe für die berufsschule
•    unterstützung auf dem Weg zu einer geeigneten

Wohnsituation
•    bereitstellen eines/einer verlässlichen ansprech-

partners/ansprechpartnerin für auszubildende,
arbeitgeber und berufsschule                                   ◼

Kfz-Mechatroniker mit Leidenschaft

ich bin dawod taabor avdi und komme gebürtig aus dahouk (irak). seit Ja-
nuar 2016 lebe ich in deutschland und habe einen langen Weg hinter mir,
den ich alleine nie geschafft hätte. ich habe seit 2016 verschiedene Qualifi-
zierungsmaßnahmen und sprachkurse besucht, um mein deutsch zu ver-
bessern. im februar 2018 habe ich bei nVg nutzfahrzeugvertrieb gmbH
beckum eine einstiegsqualifizierung als Kfz-Mechatroniker begonnen. 
nach dieser Maßnahme fühlte ich mich gut vorbereitet und bin seit sep-
tember 2018 in der ausbildung. ich habe viel spaß an meinem beruf. trotz
eines sprachlernniveaus b2 ist die schule schwer für mich, aber im Moment
habe ich sehr gute noten, weil ich mich anstrenge. ich bin sehr glücklich
über meine neue Wohnung, die mir die stadt gegeben hat. Jetzt habe ich
endlich ruhe und kann
ohne Krach und lärm
lernen. ich hoffe, dass
ich meine ausbildung
schnell beenden kann,
um dann meine familie
wiederzusehen. 

Dawod Taabor Avdi lernt
Kfz-Mechatroniker in der

Autowerkstatt NVG
Nutzfahrzeugvertrieb

Beckum 
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ür europa muss man aufstehen! das ist die zentrale botschaft der Wee-
zer deklaration, die der deutsche städte- und gemeindebund (dstgb)

sowie der Österreichische gemeindebund bei ihrem gemeinsamen europa-
tag am 9. und 10. Mai 2019 in der gemeinde Weeze beschlossen haben. Mit
blick auf die europawahl ende Mai und die neubesetzung der europäischen
Kommission im Herbst 2019 sprachen sich der Vorsitzende des dstgb-euro-
paausschusses, rainer Jürgensen, der Präsident des Österreichischen ge-
meindebundes, alfred riedl, und der Weezer bürgermeister ulrich francken
klar für ein vereintes europa aus. Von der eu forderten sie mehr unterstüt-
zung und politische Verantwortung für die Kommunen. gleichzeitig beton-
ten sie die Verpflichtung der städte und gemeinden zu mehr europäischem
engagement. unterstützung erhielten die Kommunalverbände vom nrW-
Minister für bundes- und europaangelegenheiten Dr. Stephan Holthoff-
Pförtner (foto vorn rechts), sowie dem niederländischen Commissaris van
de Koning der Provinz limburg, Theo Bovens (vorn links).

Weezer Deklaration zu Europa
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ie offene Kinder- und Jugendarbeit (oKJa) erhält
ihren gesetzlichen auftrag aus § 11 sozialgesetz-

buch (sgb) Viii sowie aus den ausführungsgesetzen
(ag) der länder, für nrW das 3. ag KJHg - Kinder-
und Jugendfördergesetz. in § 12 heißt es: „offene Ju-
gendarbeit findet insbesondere in einrichtungen,
Maßnahmen und Projekten, initiativgruppen, als mo-
biles angebot, als abenteuer- und spielplatzarbeit
sowie in kooperativen und übergreifenden formen
und ansätzen statt. [...]“
die aufzählung spiegelt einerseits wichtige ange-
botsformen wider und zeigt andererseits, dass sie
nicht abschließend ist. die oKJa bedient sich in der
Praxis mannigfacher Methoden - darunter gruppen-
pädagogik, informelle und nonformale bildungsan-
gebote, theater- und Kulturarbeit, reisen und ferien-
spiele, Wochenendveranstaltungen, exkursionen,
aufsuchende arbeit, Projektarbeit und vieles mehr. 
die selbstbestimmung der teilnehmenden, beteili-
gungs- und teilnahmemöglichkeiten für alle jungen
Menschen sowie niedrigschwellig zugängliche ange-
bote und räumlichkeiten sowie eine von den nut-
zenden mitbestimmte Programmgestaltung sind
wesentliche fachliche grundlagen.

Gestaltung auf kommunaler Ebene Konkret
ausgestaltet werden die vergleichsweise allgemei-
nen rechtlichen Vorgaben auf kommunaler ebene.
Hier werden in beteiligungsprozessen von freien und
öffentlichen trägern unter Mitwirkung von Politik

und Verwaltung Kinder- und Jugendförderpläne ge-
schrieben, welche inhaltliche Vorgaben und auf-
lagen, aber auch spielräume definieren. 
auch die finanzielle ausstattung der einrichtungen
ist hier hinterlegt. eine in typischer Manier finanzier-
te einrichtung der oKJa erhält einen anteil kommu-
naler Mittel und landesmittel, in der regel festgelegt
über Verteilungsschlüssel im förderplan.
der begriff „offen“ sorgt zuweilen für die annahme,
offenheit würde für ein „unstrukturiertes, wertneu-
trales und unverbindliches und damit oberflächliches
und konsumorientiertes allerweltsangebot“ stehen1.
gemeint ist aber, dass die oKJa in vielerlei Hinsicht
offen sein muss für unterschiedliche Ziele und Ziel-
gruppen, angebotszeiten und -formen sowie inhalt-
liche und fachlich-methodische ausgestaltung2. 
so verfügt die oKJa nicht über druckmittel oder Mit-
tel zur Machtausübung wie etwa benotung oder aus-
schluss. das oberste Prinzip ist also freiwilligkeit, und
die oKJa muss sich stark für die bedürfnisse der
jungen Zielgruppe vor ort öffnen.

Problematische Randexistenz Verlässliches da-
tenmaterial für die oKJa ist nicht leicht zu finden. in
den unterschiedlichen erhebungen und studien sind
die besuchenden nicht immer einfach zu erfassen. dies
hat mit der offenheit und freiwilligkeit der angebote
zu tun. auch ist die arbeit in den offenen einrichtungen
ständig neuen trends unterworfen. Zielgruppen und
angebotsformen wechseln sehr schnell. 

Obwohl die Offene Kinder- und Jugendarbeit nur 4,5 Prozent des Jugendhilfe-
etats in anspruch nimmt, trägt sie wesentlich zur Persönlichkeitsbildung und
stabilisierung der heranwachsenden bei

Offene Kinder- und Jugendarbeit in NRW -
ein Schlaglicht

Sebastian Richter ist
Vorsitzender der ev.
landesarbeits-
gemeinschaft offene
türen nrW 
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Offene Kinder- und
Jugendarbeit in

Jugendzentren und
Jugendtreffs fördert die

Entwicklung
Heranwachsender
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1 agot, 1996, zit. in gernert, 2005,
s. 315
2 vgl. zur Vertiefung die struktur-
charakteristika der oKJa nach
sturzenhecker, 2005, s. 341ff
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dennoch lassen sich ein paar größenordnungen be-
schreiben. so betrug laut statistischem bundesamt
2015 der bundesweite anteil zur finanzierung der oKJa
an den gesamtaufwendungen für die Kinder- und Ju-
gendhilfe von rund 38 Mrd. euro gerade einmal 4,5 Pro-
zent. Problematisch ist diese randexistenz der oKJa
innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe allemal. Hinter
den erzieherischen Hilfen (Hze) und der Kindertages-
betreuung steht sie eher „am ende der Jugendamts-
hierarchie“3. dies hat nachgewiesenermaßen zur folge,
dass die oKJa in Zeiten leerer öffentlicher Kassen häu-
fig als erste von einsparung bedroht ist4.
Zwar hat in den zurückliegenden Jahrzehnten die an-
zahl der einrichtungen in nrW abgenommen. den-
noch ist die oKJa nach wie vor in allen regionen des
landes weit verbreitet. erhebungen der landesju-
gendämter für das Jahr 2013 kommen auf 2.138 Häu-
ser der offenen tür in nrW. davon befanden sich 626
in öffentlicher und 1.512 in freier trägerschaft. Von
diesen sind rund 900 in trägerschaft einer evangeli-
schen oder katholischen Kirchengemeinde oder eines
mit einem christlichen träger assoziierten Vereins
oder Verbandes.
die landschaftsverbände rheinland (lVr) sowie
Westfalen-lippe (lWl) haben für 2013 hochgerech-
net, dass 172.000 junge Menschen im alter von sechs
bis 26 Jahren regelmäßig angebote der oKJa nutzten.
damit erreichte die oKJa in nrW als stammbesu-
cher*innen durchschnittlich 3,6 Prozent dieser alters-
gruppe, die zugleich Kernzielgruppe ist. die anzahl
der gelegentlichen besucher*innen lag bei rund
250.000. das ist im Verhältnis zur anzahl der einrich-
tungen eine enorme reichweite. 

Nah an Kindern und Jugendlichen gleichsam
zur dna der oKJa gehört seit jeher, nah an den Kin-
dern und Jugendlichen - gleich welcher Herkunft - zu
sein. die evangelische landesarbeitsgemeinschaft of-
fene türen (elagot) nrW zum beispiel formuliert für
ihre einrichtungen folgende Ziele5: stabilisierung der

Persönlichkeit - ich-stärkung ; entwicklung persönli-
cher, sozialer und wirtschaftlicher Perspektiven - sinn
und orientierung -; einbindung in soziale gruppen;
sinnhafte gestaltung von freizeit; beendigung von
ausgrenzungsprozessen; gesellschaftliche Partizipati-
on von Kindern, Jugendlichen und jungen erwachse-
nen sowie Konfrontation mit der realität und Horizont-
erweiterung.
Profilieren konnten sich die offenen einrichtungen in
den vergangenen Jahren mit herausragenden, weil
schnellen und kreativen beiträgen zur integration jun-
ger flüchtlinge. aus der seit Jahrzehnten bestehenden
fachlichkeit heraus war es zu beginn des starken
flüchtlingszustroms für die oKJa naheliegend, auf die-
se neue Zielgruppe und ihre bedürfnisse einzugehen. 
die Paradigmen der oKJa kommen der integration
und beteiligung aller - und damit auch der geflüchte-
ten jungen Menschen - stark entgegen. somit ist die
oKJa seit 2015 hier ein wichtiger akteur in nrW, wie
das Projekt „Vielfalt - wir leben sie!”, das von der ar-
beitsgemeinschaft offene türen (agot) nrW koor-
diniert wurde, eindrucksvoll belegt. an rund 200 Pro-
jektstandorten in ganz nrW konnten über die Jahre
tausende geflüchtete niedrigschwellig an den offe-
nen angeboten partizipieren.

Plus bei Finanzierung 2017 und 2018 gab es - nach
vielen Jahren der durststrecke - eine aufstockung der
strukturfördermittel für die oKJa durch das land
nrW. auch hat der nrW-landtag eine dynamisie-
rung der Mittel beschlossen - sprich: eine jährliche
prozentuale anpassung. eine erhebung der agot-
nrW hat ergeben, dass diese neuen Mittel über die
kommunalen förderpläne vielerorts an die einrich-
tungen weitergegeben wurden.
Manche kommunalen Jugendämter haben die erhö-
hung genutzt, um ebenfalls mehr geld in die oKJa zu
investieren. Jedoch lässt sich dies nicht für alle Kom-
munen sagen. Von landesweit einheitlichen finan-
zierungsstandards ist die oKJa weit entfernt. die Ver-
zahnung von landes- und Kommunalmitteln sowie
der kommunale gestaltungsauftrag führen in den
185 Jugendamtsbezirken nrWs zu einem bunten fli-
ckenteppich von finanzierungsmodalitäten. Von ei-
nem festbetrag von wenigen tausend euro bis hin
zur 100-Prozent-finanzierung von Personal und sach-
mitteln ist alles dabei.

Entspannung nicht in Sicht so vielfältig die an-
gebotsformen der oKJa sind, so unterschiedlich sind
ihre finanzierung und damit ihr standing. Hier gibt
es aus sicht der freien träger dringenden Handlungs-
bedarf. Kommunale Politik und Verwaltung sollten
der initiative des landes folgen und die einrichtungen
mit einer auskömmlichen finanzierung für die Zu-
kunft fit machen. 
dies dürfte ein zentrales thema bei der fortschrei-
bung der förderpläne in der kommenden legislatur-

Weitere informationen
im internet unter

https://agot-nrw.de 

Auch junge
Flüchtlinge
erhalten in den
Einrichtungen
Unterstützung

3 sturzenhecker, 2005, s. 342
4 vgl. Hubweber, 2005, s. 446f
5 elagot-nrW (2016): essentials
offene arbeit
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periode sein. dabei wird über den mittelfristigen
fortbestand der einen oder anderen einrichtung ent-
schieden. Viele freie träger sind inzwischen mit der
finanzierung ihres hauptamtlichen Personals über-
fordert, und daher wird es vielerorts bereits reduziert.
Mehr als 10.000 hauptamtliche fachkräfte waren
laut strukturdatenerhebung 2013 in den einrichtun-
gen tätig. der anteil der Vollzeitbeschäftigten lag bei
rund 45 Prozent. etwa 39 Prozent kamen auf mindes-
tens 50 Prozent der regulären arbeitszeit, die übrigen
lagen darunter. 

Schwerpunkt Jugendzentren auf die unter-
schiedlichen angebote teilen sich die beschäftigen
wie folgt auf: Häuser der offenen tür (Jugendzen-
tren) 81,8 Prozent, spielmobile 1,9 Prozent, abenteu-
erspielplätze 3,8 Prozent, streetwork/aufsuchende
arbeit 4,5 Prozent, Kooperation mit schule 4,6 Pro-
zent sowie Verwaltung/Koordinierung 3,3 Prozent.
bemerkenswert ist, dass auf eine hauptberufliche
Person statistisch fünf ehrenamtlich tätige kommen.
das Personal stellt in mehr als der Hälfte der einrich-
tungen eine Öffnung an mindestens 20 stunden pro
Woche sicher.
der rückgang bei den Vollzeitbeschäftigten seit 2002
von gut 61 auf 45 Prozent verweist auf eine der größten
Herausforderungen in naher Zukunft. nicht nur, dass
der fachkräftemangel auch in der oKJa voll durch-
schlägt - insgesamt sind die arbeitsbedingungen gera-
de bei den kleinen trägern schlecht. Viele einrichtungen
werden von nur einer hauptamtlichen fachkraft gelei-
tet. diesen „einzelkämpfer*innen” fehlen die Möglich-
keit zur reflexion und zum austausch im team sowie
eine urlaubs- und Krankheitsvertretung. 
der druck auf die fachkräfte ist entsprechend groß.
Jeder ausfall bedeutet mitunter schließzeiten für die
einrichtungen. Hier bedarf es dringend einer besse-
ren personellen und damit finanziellen ausstattung
der einrichtungen, damit das arbeitsfeld für junge
fachkräfte attraktiver gestaltet werden kann. an-
sonsten droht der oKJa der personelle ausverkauf.

Notwendigkeit erwiesen auch wenn vielerorts
geltend gemacht wird, dass die oKJa eine freiwillige
leistung darstelle, lässt sich das so pauschal nicht sa-
gen. dies verdeutlichen einige gutachten und stel-
lungnahmen. gerade auf kommunaler ebene sollten
träger und Politik für die oKJa werben und sich für ei-
ne auskömmliche finanzierung einsetzen. 
Wo das gelingt, ist die oKJa relevanter akteur im rah-
men der sozialen und kulturellen infrastruktur im so-
zialraum und wirkt integrierend. sie ist sowohl be-
standteil von als auch gestaltungsort für jugendliche
szenen, trends und Kulturen. 
die oKJa ist flexibel und darin erprobt, gemeinsam
mit den jungen Zielgruppen erfahrungs- und erlebnis-
räume zu eröffnen und zu nutzen. sie bietet einen auf-
enthalts- und rückzugsraum gegenüber fremdbe-

stimmten anforderungen und eröffnet jungen Men-
schen die Möglichkeit zum innehalten, zur reflexion
und zur werthaltigen orientierung. sie fokussiert da-
bei auf die stärken, Kompetenzen und besonderhei-
ten junger Menschen, nimmt sie in ihrer suche, ihren
Problem- und lebenslagen ernst und unterstützt sie
in der realisierung eigener lebensentwürfe. ◼

Viele Jugendämter
organisieren in 
den Ferien
Freizeitprogramme
für Kinder und
Jugendliche
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in der stadt eschweiler arbeiten Jugendamt und freie träger hand in hand, um
Kinder und Jugendliche durch freizeitangebote und lebenshilfe in ihrer sozialen
entwicklung zu unterstützen

Offene Kinder- und Jugendarbeit vor Ort

Jürgen Termath ist 
leiter des Jugendamtes
der stadt eschweiler

DER AUTOR

eit inkraftreten des sozialgesetzbuchs (sgb) Viii
zum 01.01.1991 gehört die offene Kinder- und Ju-

gendarbeit zu den gesetzlich vorgeschriebenen leis-
tungen der Jugendhilfe. die offene Kinder- und Ju-
gendarbeit ist somit eine Pflichtleistung der Jugend-
hilfe, die allerdings in ihrem tatsächlichen umfang
vor ort nicht konkretisiert ist. 
die aktivitäten der Jugendförderung mit den Hand-
lungsfeldern Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozi-
alarbeit sowie erzieherischer Kinder- und Jugend-
schutz richten sich schwerpunktmäßig an Mädchen
und Jungen ab dem grundschulalter, an Jugendliche
und an junge Volljährige bis zum 27. lebensjahr. die
offene Kinder- und Jugendarbeit fördert junge Men-
schen in ihrer individuellen und sozialen entwick-
lung und trägt dazu bei, benachteiligungen zu ver-
meiden oder abzubauen sowie positive lebensbe-
dingungen für junge Menschen zu schaffen oder zu
erhalten. 
daraus ergibt sich, dass Jugendarbeit nicht grund-
sätzlich auf randgruppen, benachteiligte oder den
abbau von defiziten ausgerichtet ist. gleichwohl
stellt sie vor ort ihre angebote und stärken häufig in
den dienst derjenigen Kinder und Jugendlichen, die
angebote und förderung am dringendsten benöti-
gen. die offene Kinder- und Jugendarbeit bietet ne-
ben familie und schule einen ort des aufwachsens

für junge Menschen, der sich als treffpunkt von
gleichaltrigen durch freiwillige teilnahme, niedrig-
schwelligen Zugang und nichtkommerzielle ange-
bote auszeichnet. 

Professioneller Ansatz im gegensatz zur häufig von
ehrenamtlichen geprägten Jugendverbandsarbeit ist
die offene Kinder- und Jugendarbeit weitgehend pro-
fessionalisiert. gekennzeichnet ist sie aber dennoch
durch offene Ziele, inhalte und arbeitsweisen und soll
ausdrücklich an den interessen junger Menschen an-
knüpfen sowie von ihnen mitgestaltet werden. 
die offene Kinder- und Jugendarbeit versteht sich als
teil der sozialen und kulturellen infrastruktur, in der
freizeitpädagogische angebote, Maßnahmen und Pro-
jekte mit einem besonderen informellen bildungscha-
rakter entwickelt und angeboten werden. ihre zentrale
aufgabe ist es, räume und erfahrungsmöglichkeiten
für Kinder und Jugendliche bereitzustellen sowie treff-
punkte außerhalb von schule und elternhaus zu bie-
ten. Ziel ist die förderung der selbstorganisation der
Kinder und Jugendlichen sowie die bereitstellung von
angeboten entsprechend ihren lebenslagen, ihren
interessen und ihrem bedarf.

Hilfe zur Teilhabe offene Kinder- und Jugendarbeit
richtet sich an Kinder und Jugendliche aus allen gesell-

Der städtische
Jugendtreff „Check In“

ist Anlaufstelle für
viele Kinder und
Jugendlichen in

Eschweiler
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die einrich-
tungen sind

Orte der freizeit-
gestaltung, sind
anlaufstelle und
mitunter sogar
ein „Zuhause“

  
  s

  

schaftlichen und kulturellen gruppen - insbesondere
an jene, denen gesellschaftliche teilhabe bisher nicht
hinreichend ermöglicht wurde. in regie von freien und
öffentlichen trägern der Jugendhilfe findet offene Kin-
der- und Jugendarbeit überwiegend in Jugendfreizeit-
stätten statt, in denen hauptberufliche pädagogische
fachkräfte und qualifizierte nebenberufliche sowie
ehrenamtliche Mitarbeiter/innen tätig sind. 
die einrichtungen sind orte der freizeitgestaltung, der
pädagogischen arbeit, der eigenständigen jugendkul-
turellen entfaltung, sind anlaufstelle und mitunter so-
gar ein „Zuhause“ - sprich: ersatz für familiäre bezugs-
personen. darüber hinaus entwickeln sich die offenen
einrichtungen immer mehr zu einem „entschleuni-
gungsort“, der raum und Zeit zum „chillen“ bietet. 

Angebote in Eschweiler die stadt eschweiler liegt
als Mittelzentrum mit gut 58.300 einwohner/innen in
der ballungsrandzone des oberzentrums aachen. der
anteil der 6- bis 24-Jährigen lag ende 2017 bei rund 19
Prozent (11.028 Personen). durch Zuzug und eine kon-
tinuierlich hohe geburtenrate ist eschweiler eine ste-
tig wachsende stadt.
insgesamt arbeiten in eschweiler drei träger mit vier
offenen Kinder- und Jugendeinrichtungen. diese er-
halten aus Mitteln des Kinder- und Jugendförderplans
(KJP) Zuwendungen, die speziell trägern offener for-
men und einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit
nrW gewährt wird. 

Bedarf junger Flüchtlinge bedingt durch die lage
im grenzgebiet zu den niederlanden und zu belgien
sowie durch eine dienststelle der bundespolizei im
stadtgebiet fand von 2015 bis 2017 ein erheblicher Zu-
strom unbegleiteter minderjähriger ausländer statt.
Mit zeitweise deutlich mehr als 60 jungen flüchtlin-
gen hat die stadt eschweiler die aufnahmequote zu
rund 200 Prozent erfüllt. 
die offene Kinder- und Jugendarbeit hat durch ge-
zielte angebote und Projekte in Kooperation mit
schulen und freien trägern sowie unter anderem ge-
fördert aus KJP-Mitteln für diese Zielgruppe die be-
treuung und den integrationsprozess intensiv unter-
stützt. 
den einrichtungen in öffentlicher trägerschaft in
eschweiler sind 6,5 Vollzeitstellen zugeordnet, denen
in freier trägerschaft zwei Vollzeitstellen. die kirchli-
chen offenen Kinder- und Jugendeinrichtungen wer-
den zusätzlich zu den landesmitteln durch einen
kommunalen Zuschuss gefördert. 

Jugendtreff „Check In“ Mit dem Kinder- und Ju-
gendtreff „Check in“ unterhält die stadt eschweiler
eine einrichtung, die sich schwerpunktmäßig an Kin-
der und Jugendliche im alter von zwölf bis 27 Jahren
richtet. Hauptsächlich werden offene angebote, Pro-
jekte und Veranstaltungen für die Zielgruppe durch-
geführt.

die räumlichkeiten des städtischen Jugendtreffs
„Check in“ werden außerdem für Konzerte, offenes
tanztraining oder Musikaufnahmen in einem kleinen
tonstudio und durch Jugendliche des „Jugendforums
eschweiler“ - das politische beteiligungsformat für
Jugendliche aus der stadt eschweiler - genutzt. 
darüber hinaus werden in der hauseigenen Küche
snacks und Mahlzeiten mit Jugendlichen für Jugend-
liche zubereitet. in den ferien werden vielfältige frei-
zeitaktivitäten und außerörtliche ferienfahrten - et-
wa segeltörns auf dem ijsselmeer - für Jugendliche
angeboten. 

Mobile Jugendarbeit das freizeitverhalten von
Jugendlichen unterliegt entwicklungsbedingt einem
ständigen gesellschaftlichen Veränderungsprozess.
Jugendliche verbringen freie Zeit vielfach auch au-
ßerhalb von einrichtungen. dabei fungiert der öffent-
liche raum als überwiegender lernort. dies hat dazu
geführt, dass in den zurückliegenden Jahren ver-
stärkt formen mobiler aufsuchender Jugendarbeit
praktiziert und institutionalisiert wurden. die mobi-
len Jugendarbeiter/innen nehmen unter anderem
folgende aufgaben wahr:

•  aufsuchen und begleiten von Cliquen, szenen, 
gruppen

•  unterstützung von ideen, aktionen und 
Prozessen der selbstorganisation 

•  Vermittlung zwischen Jugendlichen und 
erwachsenen, etwa im öffentlichen raum

•  „dolmetscherfunktion“ zwischen Jugendlichen
und erwachsenen sowie Politik und Verwaltung

•  lobbyarbeit für Jugendliche
•  erarbeitung von beteiligungsformen 

(Partizipationsprojekte)
•  beratung und unterstützung der alltags-

bewältigung von Jugendlichen
•  Planung und durchführung gruppenbezogener 

angebote

 
 

 

Seit einigen Jahren
gibt es einen
rollenden Jugendtreff
in der Stadt
Eschweiler
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das Kinder- und Jugendzentrum der katholischen Kir-
chengemeinde st. Peter und Paul bietet in der offenen
Kinder- und Jugendarbeit vielfältige Möglichkeiten der
freizeitgestaltung - unter anderem billard, Kicker,
tischtennis, gesellschaftsspiele aller art, Kreativ- und
Mädchentage, bewerbungshilfe und Ähnliches. in den
ferien werden unterschiedliche freizeitaktivitäten an-
geboten. darüber besteht für Jugendliche die Möglich-
keit, sich in der offenen Kinder- und Jugendarbeit im
ehrenamt als eigenständige Persönlichkeit weiterzu-
entwickeln.
an zwei tagen in der Woche haben die evangelische
Kinder- und Jugendtreffs in den ortsteilen Weiswei-
ler und dürwiß für Kinder und Jugendliche ab sechs
Jahren geöffnet. Zu deren angeboten zählen unter
anderem Kreativworkshops, theaterworkshops,
sport und Ähnliches. Zusätzlich werden ferienspiele
und Krippenspiele im rahmen von Messen im jewei-
ligen stadtteil organisiert und durchgeführt.

Zusammenarbeit trägerübergreifend die fach-
kräfte der freien und der öffentlichen träger arbeiten
in fest institutionalisierten gremien - analog einer
arbeitsgemeinschaft gemäß § 78 sgb Viii - regelmä-
ßig zusammen. Hier findet neben einer abstimmung
über die jeweiligen angebote insbesondere ein aus-
tausch über entwicklungstendenzen im bedarf der
Zielgruppen statt. 
die offene Kinder- und Jugendarbeit ist nicht nur in
der stadt eschweiler ein wertvoller und unverzicht-
barer bestandteil der Jugendhilfe, sondern der ge-
samten infrastruktur der stadt. Mit ihrer fachlichen
expertise, mit ihren angeboten und unterstützungs-
leistungen ist sie in ihrer bedeutung für die Kommu-
nen nicht zu unterschätzen. der statistische rück-
gang bundesweit betrachtet von 17.966 einrichtun-
gen mit 33.631 Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2006 hin
zu 14.726 einrichtungen mit 29.126 Vollzeitbeschäf-
tigten im Jahr 2014 spiegelt diese bedeutung nicht
wider. 

Von 2005 bis 2014 sank bundesweit der anteil der
offenen Kinder und Jugendarbeit an den gesamt-
ausgaben der Jugendhilfe von 6,6 auf 4,5 Prozent.
denn im fokus der kommunalen Kinder- und Ju-
gendpolitik steht seit vielen Jahren der bedarfsge-
rechte ausbau der Kindertagesbetreuung. 
die offene Kinder- und Jugendarbeit als wesentli-
cher bestandteil der kommunalen Jugendpolitik
darf dabei aber nicht aus dem blick geraten. Zen-
trales fachliches Ziel einer eigenständigen Jugend-
politik muss es daher sein, die beteiligung und die
rechte von Kindern und Jugendlichen gemäß § 6
des 3. ausführungsgesetzes Kinder- und Jugendhil-
fegesetz (ag-KJHg) nrW sicherzustellen sowie ei-
ne Verankerung von Kinder- und Jugendbeteiligung
in den Kommunen in nrW, insbesondere in forma-
ten der offenen Kinder- und Jugendarbeit, zu un-
terstützen. ◼

Der Jugendtreff
auf Rädern in
Eschweiler
verfügt auch
über eine kleine
Küche

Rainer Doetkotte (Cdu) ist seit dem 3. april 2019 neuer bürgermeister
der stadt gronau. bei der stichwahl im März 2019 setzte er sich mit
60,9 Prozent der stimmen durch. sein kommunalpolitisches engage-
ment in gronau begann im Jahr 2002. Zwei Jahre später wurde doet-
kotte in den rat der stadt gronau gewählt und 2009 sowie 2014 wie-
dergewählt. neben der rats- und ausschussarbeit nahm doetkotte
unterschiedliche funktionen innerhalb der Cdu wahr, zuletzt als
ortsvorsitzender in gronau. im März 2011 wählte ihn der rat zum
ersten stellvertretenden bürgermeister. diese aufgabe wurde ihm
nach der Kommunalwahl 2014 erneut übertragen. 

Neuer Bürgermeister in Gronau
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angesichts stark steigender fallzahlen im sozialbereich wurde der 
allgemeine soziale dienst seit 2010 personell aufgestockt, operiert aber 
dennoch häufig am rande der Überlastung 

Zur Lage der ASDs in Nordrhein-
Westfalen 

rundsätzlich gilt bei jeder betrachtung der arbeit
des allgemeinen sozialen dienstes (asd) in

deutschland, dass die empirische grundlage eher
dürftig ist. niemand weiß genau, wie die asds in
deutschland organisiert sind, wer mit welchen spe-
zialdiensten und welchem exakten aufgabenzu-
schnitt „unterwegs“ ist, welche aufgaben gegebe-
nenfalls an freie träger ausgelagert wurden, wie die
Personalausstattung für die Kernaufgabe der „be-
zirkssozialarbeit“ vor ort konkret aussieht und vieles
mehr.
das „gebäude asd“ ist von höchst unterschiedlicher
architektur, ja sogar unterschiedlichen qualitativen
rahmenbedingungen. bezüglich der Personalaus-
stattung geben die Zahlen der bundesstatistik seit
2014 deutlich besser auskunft. eine spezifizierung
der örtlichen daten ergibt sich daraus allerdings
nicht.

NRW im Mittelfeld anhand der datenbasis 2016
lassen sich vergleichbare größen betrachten, die für
die asd arbeit maßgeblich sind. die anzahl der Hilfen
zur erziehung (Hze) lag 2016 bundesweit bei 634.485

und in nrW bei 129.023 fällen. damit hält nrW einen
anteil von 20,3 Prozent im bundesvergleich. dieser
Wert entspricht in etwa dem nrW-bevölkerungsan-
teil von 22 Prozent im Vergleich zu gesamtdeutsch-
land. dies ist insoweit bemerkenswert, als die fall-
zahlen einiger anderer bundesländer deutlich vom
durchschnitt abweichen.
die fallzahlen sind für sich nur relevant für den as-
pekt, inwieweit nrW - aus welchen gründen auch
immer - besondere faktoren aufweist, die überpro-
portionale erziehungsaufwendungen der öffentli-

Karl Materla ist 
Vorsitzender der bun-
desarbeitsgemein-
schaft allgemeiner 
sozialer dienst /
Kommunaler 
sozialer dienst

DER AUTOR

Der Allgemeine
Soziale Dienst

(ASD) berät
Einzelpersonen

und Familien in
persönlichen,

familiären oder
wirtschaftlichen
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Der Allgemeine Soziale Dienst (asd) ist ein meist kommunaler beratungs-
dienst zu den themen Kinder, Jugendliche, familie und erziehung. er ori-
entiert sich an der lebenswelt der Zielgruppen und wird Ämter übergrei-
fend angeboten. Ziel der beratung sind Prävention - das Verhindern
größerer Probleme - sowie die Hilfe zur selbsthilfe. dazu muss der dienst
leicht zu erreichen und zu nutzen sein. Wichtig ist ferner die aktive betei-
ligung der Klient(inn)en.

ZUR SACHE 
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die steigende anzahl von inobhutnahmen seit 2015.
im Vergleich zum Personalzuwachs bundesweit auf
13.996 VZÄ konnte nrW mit 3.760 stellen - knapp
28 Prozent - gut mithalten. somit hat sich die Zu-
nahme des Personals auch in nrW deutlich ausge-
wirkt. Ähnliches lässt sich - grob skizziert - auch für
die belastung aus den fallzahlen in nrW konstatie-
ren. bei 129.023 Hze-fällen im Jahr 2016, verteilt auf
3.720 VZÄ, ergibt sich ein Verhältnis von rund 35
Hze-fällen pro fachkraft/VZÄ. der bundesdurch-
schnitt liegt dagegen bei gut 45 fällen pro fach-
kraft/VZÄ.
dabei ist nicht berücksichtigt, dass eine asd-fach-
kraft bei Weitem nicht nur Hze-fälle bearbeitet,
sondern im durchschnitt zu 30 bis 40 Prozent der
arbeitszeit auch anderweitige aufgaben wahr-
nimmt. darunter fallen beratung, familiengerichts-
hilfe sowie Kinderschutz.
im ergebnis ist die bilanz zumindest für nrW be-
friedigend. die anstrengungen der Kommunen und

ihrer fachkräfte in den asds haben sich gelohnt. Je
nach berechnungsgrundlage ergibt sich allerdings
eine anhaltende, erhebliche fallbelastung pro fach-
kraft, da die fallzahlen weiter stiegen - auch 2017
um rund vier Prozent2 - und die intensivierung der

THEMA JUGENDHILFE
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chen Jugendhilfe begründen. dies schließt regiona-
le unterschiede nicht aus, wie sie beispielsweise in
teilen des ruhrgebiets auftreten.
der ländervergleich des Verhältnisses von Minder-
jährigen zu Personal-Vollzeitäquivalenten (VZÄ) im
asd zeigt für nordrhein-Westfalen eine relation von
einem VZÄ zu 802 Minderjährigen. dieser Wert liegt
durchaus im Mittelfeld sämtlicher bundesländer.

Starke Personalausweitung erst mit Verzöge-
rung nahm die fachöffentlichkeit eine Veränderung
wahr, die für die entwicklung der asds seit ihrer
gründung in den 1970er-Jahren ihresgleichen sucht.
innerhalb weniger Jahre - von 2010 bis 2016 - wuchs
der Personalbestand von rund 9.000 auf beinahe
14.000 fachkräfte an. 
abgesehen von den anstrengungen der kommuna-
len träger finanziell wie personalwirtschaftlich war
dieser Kraftakt das ergebnis eines aufholprozesses
nach jahrelanger, deutlicher steigerung der fallzah-
len. dies geschah in der einsicht, dass weniger Perso-
nal nicht weniger fallkosten bedeutet - der soge-
nannte bugwellen-effekt1.
auch für die asds brachte diese Personalausweitung
neben allen entlastungs- und Qualitätsfolgen eine
enorme belastung mit sich in gestalt von einarbei-
tung und berufsbegleitender Qualifizierung. rückbli-
ckend ist dies allerdings landesweit reibungslos ge-
lungen. 

Problem Team-Integration dieser Prozess der
Personalausweitung fiel allerdings zusammen mit
sich rasant verändernden arbeitsbedingungen -
hier nur stichwortartig dargestellt: fachkräfteman-
gel, Konkurrenz der träger um geeignete fachkräf-
te, viele junge fachkräfte ohne einschlägige berufs-
erfahrung, Vakanz von Planstellen, Zeitverträge als
einstellungshindernis und vieles mehr. in diesen
Zeitraum fällt auch die erhebliche ausweitung der
anforderungen des Kinderschutzes, zuletzt 2012
durch die sogenannte Hausbesuchsregelung, und
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ASD-Bundeskongress 2019

unter dem Motto „update oder setup? asd in gesellschaftlichen umbrüchen“
findet der diesjährige asd-bundeskongress vom 18. bis 20. september in biele-
feld statt. in 20 Workshops und Vorträgen werden insbesondere die themen
digitalisierung, Personal, Kooperation-Vernetzung-Zusammenarbeit sowie
strukturentwicklung behandelt. Veranstalter ist der deutsche Verein für öf-
fentliche und private fürsorge e. V. in Kooperation mit dem landschaftsverband
Westfalen-lippe, dem landschaftsverband rheinland, der fachhochschule bie-
lefeld, dem institut für sozialarbeit und sozialpädagogik e. V., der bundesar-
beitsgemeinschaft asd/Ksd, der stadt bielefeld sowie dem deutschen berufs-
verband für soziale arbeit e. V. informationen und anmeldung finden sich im
internet unter https://www.deutscher-verein.de/de/asd-kongress-2019 .
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1 der begriff bugwellen-effekt wurde geprägt von benjamin landes von
der iss beratungs- und entwicklungs gmbH frankfurt/Main.
2 siehe asd-report 02-2019
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Hilfen zur Erziehung in NRW 2008 -2017

Personal und Planstellen im ASD bundesweit 2006-2016
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aufgaben voranschreitet. ob statistik, falldoku-
mentation, beratungs- und Kooperationsaufwand -
die asd-fachkräfte sind weiterhin extrem gefor-
dert.

Viele Jugendämter in NRW sucht man ein al-
leinstellungsmerkmal der öffentlichen Jugendhilfe
in nrW, wird rasch erkennbar: das größte bundes-
land mit rund 18 Mio. einwohner(inne)n verfügt mit
186 von 563 Jugendämtern bundesweit über die
größte dichte von Jugendämtern. davon befinden
sich allein 135 in kreisangehörigen Kommunen. 
für die asds ist dies durchaus von bedeutung. denn
diese struktur führt dazu, dass bei aller vorteilhaf-
ten ortsnähe und Wendigkeit kleiner organisatio-
nen deren leistungsgrenzen zur Komplexität der
anforderungen im Widerspruch stehen. die not-
wendigkeit, in Krisen angemessen zu reagieren,
steigt - und immer häufiger ist dazu spezialwissen
gefragt.

Überlastung und Überforderung aufgrund der
konstant hohen anforderungen ist der asd beson-
ders in sachen Kinderschutz jederzeit und verlässlich
zur leistung verpflichtet. Kleine asd-teams kreisan-
gehöriger Jugendämter, die im durchschnitt gut
48.000 einwohner(inne)n betreuen, verfügen in der
regel über 8 bis 12 fachkräfte/VZÄ. so gerät man
schnell an die grenzen aller improvisationskunst.
Kommt anhaltende Überlastung und Überforderung
hinzu und ist der Personalstamm nicht mit ausrei-
chend erfahrenen fachkräften besetzt, entsteht bald
das gefühl von „land unter“.
Mit sorge wird mancherorts festgestellt, dass bewer-
bungsverfahren ins leere laufen und neu eingestellte
fachkräfte selten länger bleiben. Komplexe anforde-
rungen wie seit 2008 das familienverfahrensgesetz
(famfg) oder seit 2012 der §79a sozialgesetzbuch
(sgb) Viii erhöhen die ansprüche an die Jugendämter
und die asds. umso mehr geht ein Kompliment an
die vielen engagierten fachkräfte in den 186 asds in
nrW, die sich für das Wohlergehen der Kinder und Ju-
gendlichen sowie ihrer familien einsetzen - auch in
der rufbereitschaft, 24 stunden täglich und sieben
tage pro Woche. ◼

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes NRW unter
www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die 360 Mitgliedskommunen
des Verbandes über ihre Integrations- und Flüchtlingsarbeit aus. Die Plattform
dient als Informationsbörse wie auch als Diskussionsforum.

Berufekarten in acht Sprachen
um Migrant(inn)en den einstieg in den deutschen arbeitsmarkt zu erleichtern,
hat die bertelsmann stiftung berufekarten in form eines modularen bilderbu-
ches entwickelt. sie erklären mit leicht verständlichen illustrationen und texten
branchentypische tätigkeitsfelder. die Karten liegen in englisch, französisch,
spanisch, türkisch, russisch, tigrinisch, arabisch und farsi vor. gegen eine ge-
bühr von zehn euro können sie auf der Webseite der stiftung www.
bertelsmann-stiftung.de , bereich Publikationen, bestellt werden.

Integrationskonzept „Vielfalt gestalten“
der rat der stadt bad Honnef hat ein integrationskonzept mit den schwer-
punkten bildung, arbeit und Wirtschaft, freizeit und begegnung sowie Öf-
fentlichkeitsarbeit beschlossen. es bezieht alle Menschen mit eingeschränkten
teilhabemöglichkeiten ein. bürgerinnen und bürger mit und ohne Zuwande-
rungsgeschichte sollen einen direkten Zugang zu unterschiedlichen integrati-
onsangeboten erhalten. Haupt- und ehrenamtliche akteure und akteurinnen
erhalten durch das Konzept einen Wegweiser, um vernetzt und strukturiert
arbeiten zu können.

Geflüchtete erwerben „Mietführerschein“
die stadt Detmold hat gemeinsam mit geflüchteten und dem Projektträger
euwatec ggmbH eine unterrichtseinheit entwickelt, die passgenau konkrete
Probleme in bezug auf Wohnen und Wohnungssuche anspricht. um das Zer-
tifikat „Mietführerschein“ zu bekommen, müssen die teilnehmer/innen
zwölf unterrichtsstunden mit information über deutsche regeln und ge-
pflogenheiten besuchen sowie einen abschlusstest absolvieren. Zu den
schwerpunkten zählen unter anderem Wohnungssuche, umzug und abkür-
zungen in Zeitungsannoncen.

Vorteil durch berufsbezogene Sprachförderung
eine studie des instituts für arbeitsmarkt und berufsforschung (iab) belegt,
dass das esf-baMf-Programm der berufsbezogenen sprachförderung die
Chancen auf Zugang zum deutschen arbeitsmarkt für Zugewanderte signi-
fikant erhöht. neben der Vermittlung berufsspezifischer sprachkenntnisse
im deutschunterricht umfasst es in einem zweiten teil auch elemente der
Qualifizierung wie fachunterricht, betriebsbesichtigungen und ein Prakti-
kum. die studie steht im internet unter www.iab-forum.de , bereich bil-
dungs- und erwerbschancen, zur Verfügung. 

Handlungsempfehlungen zu Integration in NRW
das forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterentwicklung (fgW) hat
den abschlussbericht seiner studien zur integration geflüchteter in groß-
und kleinstädtischen räumen in nrW vorgelegt. die autor(inn)en hatten
den einfluss lokaler rahmenbedingungen untersucht. aus den ergebnissen
leiten sie nun konkrete anregungen für beratung und umgang mit geflüch-
teten ab. die studie mit dem titel „integration geflüchteter in nordrhein-
westfälischen städten und gemeinden“ lässt sich im internet unter
http://www.fgw-nrw.de/ , bereich Publikationen, herunterladen.

Aktuelles aus dem Online-Portal 
Integration des StGB NRW
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as Projekt „Kommunale Präventionsketten“1 ist
nach dem regierungswechsel in nordrhein-

Westfalen 2017 aus der seit ende 2011 in Kooperati-
on mit der bertelsmann stiftung durchgeführten
nrW-landesinitiative „Kein Kind zurücklassen!“
(KeKiZ) hervorgegangen. in zunächst 18, seit 2017
dann 39 beteiligten Kommunen - dort leben gut 60
Prozent aller Kinder und Jugendlichen in nrW -
wird der aufbau von Präventionsketten mit landes-
und esf-Projektfördermitteln gefördert und fach-
lich begleitet. dies geschieht vor allem mit dem fo-
kus auf der einrichtung einer hauptamtlichen Ko-
ordination. 
Präventionsketten entstehen, wenn sich die am ge-
lingenden aufwachsen interessierten und beteilig-
ten akteure - Verwaltung, freie träger, stiftungen,
bildungs- und gesundheitseinrichtungen und an-
dere - im kommunalen gemeinwesen so miteinan-
der koordinieren, dass ein institutionelles unter-
stützungsnetz entsteht, welches altersphasen und
schnittstellen überspannt. 
dabei gilt es als besonders wichtig, „institutions-
ferne“ familien und sozialmilieus mit passgenauen
und niedrigschwelligen angeboten zu erreichen.
nötig ist es dazu, sämtliche leistungen vom Kind
her zu denken. damit wird auch die unmittelbare
beteiligung von Kindern und eltern erforderlich.

um Kindern und Jugendlichen sozial benachteiligter schichten ein heranwachsen
in Chancengleichheit zu ermöglichen, müssen hilfestrukturen über altersphasen
hinweg koordiniert werden

Das Projekt „Kommunale Präventionsketten“

d Armutsfolgen begegnen das Projekt wird vor ort
überwiegend in einem breiten politischen und fach-
lichen Konsens durchgeführt. der kommunale fokus
liegt dabei auf der bekämpfung der folgen von ar-
mut. denn die Kommune hat wenig einfluss auf die
die einkommensarmut bestimmenden faktoren wie
beispielsweise die Höhe von transfereinkommen
und den Zugang zum ersten arbeitsmarkt.
die gesellschaftliche Herausforderung, dass Kinder
aus einkommensschwachen familien auch in berei-
chen wie bildung, gesundheit, psychosozialer Ver-
sorgung oder teilhabe benachteiligt sind, kann im
kommunalen gemeinwesen hingegen perspekti-
visch gemeistert werden. dabei sind auch hier
schnelle und flächendeckende erfolge in der regel
nicht zu erwarten. es braucht dafür einen langen
atem.
die fachliche begleitung der 39 Programmkommu-
nen erfolgt im landesauftrag durch die beim „insti-
tut für soziale arbeit e.V., Münster“ angesiedelte
„servicestelle Prävention“. die wissenschaftliche be-
gleitung wird durch die bertelsmann stiftung koor-
diniert, die zu diesem Zweck mit einer reihe von
fachinstituten zusammenarbeitet. 

Geeigneter Ansatz eine im Juli 2018 abgeschlos-
sene Programmevaluation durch die ramboll Ma-

Dr. Heinz-Jürgen Stolz
ist leiter der service-
stelle Prävention bei
Kommunale Präven-
tionsketten nrW 

DER AUTOR

Das Modellprojekt
„Kommunale
Präventionsketten“
nimmt die gesamte
Entwicklung des
Kindes in den Blick 

FO
TO

: I
N

ST
IT

U
T 

FÜ
R 

SO
ZI

AL
E 

AR
BE

IT
 E

. V
. /

 F
AB

IA
N

 S
TÜ

RT
Z

1 umfangreiche informationen
finden sich im internet unter
https://www.kommunale-
praeventionsketten.de/ 
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nagement Consulting gmbH bestätigte, dass kom-
munale Präventionsketten ein geeigneter ansatz
sind, um eine integrierte Planung und umsetzung in
Kommunen zu gestalten, und arbeitete erfolgskrite-
rien, Herausforderungen sowie Vorschläge zur Wei-
terentwicklung der landesweiten umsetzung heraus.
inzwischen wurde das Projekt bis ende 2020 verlän-
gert. Zudem ist auf landesebene ein einschlägiger
ressortübergreifender Verständigungsprozess einge-
leitet worden, der die Projekt- und evaluationsergeb-
nisse berücksichtigt und mit der aktuellen landespo-
litik zu verknüpfen versucht. der fokus liegt auf nach-
haltigen und mit den institutionellen regelstruktu-
ren verbundenen lösungen, bei denen man aktiv auf
die Zielgruppen zugeht.

Netzwerk bereichsübergreifend angemessene
rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass Kinder
und Jugendliche unter Chancengleichheit aufwach-
sen können, ist eine wichtige aufgabe kommunaler
daseinsvorsorge. den Kommunen stehen dazu spe-
zifische ressourcen zur Verfügung. diese lassen sich
allerdings nur in einem Miteinander von Politik, Ver-
waltung und Zivilgesellschaft nutzbringend anwen-
den. 
ein solches denken und Handeln in gemeinsamer
Verantwortung anstatt in getrennter Zuständigkeit
erfordert kommunal koordinierte netzwerke sowie
eine bereichsübergreifend abgestimmte fachpla-
nung. eine ganze reihe themenrelevanter einzel-
netzwerke sind bereits entstanden - etwa in den be-
reichen Kinderschutz, frühe Hilfen, gesundheitsför-
derung, berufsorien-
tierung, bildung und
Übergang schule/be-
ruf oder auch im inte-
grationsbereich. 
Mit der „kommunalen
Präventionskette“ wird
- im unterschied hier-
zu - ein Handlungsansatz verfolgt, der altersphasen
und lebenslagen überspannt. Verfehlt man diese
umfassende Vernetzungsperspektive, droht auf der
ebene der einzelnetzwerke ein aufbau von Parallel-
strukturen. Wer also fragt, ob es nicht ohnehin schon
zu viele netzwerke und hauptamtliche Koordinati-
onsfachkräfte gibt, sollte sich die frage stellen, ob ir-
gendeines dieser netzwerke diese bereichsübergrei-
fende sicht auf das gelingende aufwachsen aller Kin-
der und Jugendlichen in der Kommune hat. 

Kommune bündelt da dies ersichtlich nicht der
fall ist, braucht es dafür eine professionelle und auf
nachhaltigkeit ausgelegte kommunale Koordinie-
rung. deren zentrale funktion besteht nicht darin,
die angesprochenen einzelnetzwerke zu koordinie-
ren, sondern alle dort und anderswo gesammelten
erfahrungen zu einem strategisch ausgerichteten

kommunalen aktionsplan zu bündeln. und dieser ist
dann mehr - und etwas anderes - als eine bloße addi-
tion der aktivitäten der einzelnetzwerke. 
die gewährleistung eines aufwachsens in Wohlerge-
hen für alle stellt ein komplexes Problem dar2, dessen
bearbeitung einen bereichsübergreifend integrierten
kommunalen aktionsplan erfordert. Komplexe Pro-
bleme sind wie folgt definiert:

•   Zuständigkeit: Vielfältige ursachen - Problembe-
arbeitung überschreitet Zuständigkeits- und Pro-
fessionsgrenzen 

•   Überforderung des Routinehandelns: unlösbarkeit
auf der ebene einzelner skalierbarer Maßnahmen
sowie einzelner akteure/akteurinnen

•   „Zerlegbarkeit“: unlösbarkeit bei additiver Ver-
knüpfung bereichsspezifischer Maßnahmen in
den grenzen institutioneller Kernaufträge 

•   Prognose: Kaum vorhersehbare gesellschaftliche
Problemdynamik 

•   Wirkmechanismen: unsichere Wirkungsprogno-
sen im Hinblick auf Maßnahmen und settings
führt zu einer „trial and error-Mentalität“ der Ver-
antwortlichen

•   Zurechnung: Zusammenhang der effektivität von
Maßnahmen mit den rahmenbedingungen

ein kommunaler aktionsplan zum aufbau der Prä-
ventionskette muss daher folgenden ansprüchen ge-
recht werden:

•    Programmatik: die selbstverpflichtung auf eine
Kultur der Zusammenarbeit gemäß der leitformel
„vom Kind her denken“ ist mehr und etwas ande-
res als interinstitutionelle schnittstellenoptimie-
rung

•    Integriertes Handeln: breite beteiligung, Wir-
kungsannahmen bereichsübergreifend dialogisch

Nachdem ab 2012 in 
18 Modellkommunen
kommunale
Präventionsketten
aufgebaut wurden, sind
2017 weitere 21 Kommunen
dazugekommen
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2 vgl. fsg/bertelsmann stiftung
2016, s. 5
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reflektieren, Handlungsstrategien im Wirkungs-
feld Kommune vereinbaren

•    Pfadabhängigkeit: Mobilisierung lokalen Wis-
sens, um benachteiligende lebenslagen, Ziel-
gruppen, räume und settings konkret zu identi-
fizieren 

•    „Gemeinsam Wirken“ (fsg/bertelsmann stiftung
2016) als übergeordnetes Prinzip für alle akteure
und Verantwortlichen

dieser breit angelegte Prozess der Konsensbildung
und Zielfindung braucht Zeit, generiert hohe kom-
munikative transaktionskosten und irritiert Verwal-
tungsroutinen sowie das denken und Handeln in
rechtssicher verfassten getrennten Zuständigkeiten.
Man muss etwas riskieren, ohne dabei immer schnel-
le und greifbare erträge - sogenannte Quick Wins -
erzielen zu können.
Kommunale Präventionsketten sind ein kulturelles
Projekt, welchem die akteure so lange folgen, wie sie
von dessen übergreifenden sinn überzeugt sind. Man
kämpft dabei auf kommunaler ebene gleichsam ge-
gen „Windmühlenflügel“, da wesentliche Kapazitä-
ten zur Problemlösung außerhalb der eigenen Hand-
lungsmöglichkeiten liegen. 
es ist daher letztendlich eine grundwertentschei-
dung, dennoch in gemeinsamer Verantwortung zu
agieren. Wer die entsprechende Haltungsänderung
der entscheidungsträger und fachkräfte - „vom Kind
her denken“ - durch das Versprechen kurzfristiger ef-
fektivitäts- und effizienzgewinne - „Präventionsren-
diten“ - unterlaufen will, wird scheitern.

Servicestelle Prävention im Projekt „Kommu-
nale Präventionsketten“ geht es für die „service-
stelle Prävention“ darum, diese grundwertent-
scheidung in den 39 Programmkommunen nach-
haltig und ressourcenrelevant zu verankern, be-
reichsübergreifend - Jugendhilfe, schule, gesund-
heit, stadtentwicklung, soziales und weitere sek-
toren - hochrangig besetzte steuerungsstrukturen
sowie hauptamtliche Koordinierungsstrukturen zu
errichten sowie die weitere struktur- und strategie-
entwicklung mehr und mehr wissensbasiert zu ge-
stalten. 
unerlässlich ist die einbeziehung des Wissens von
kommunalen fachplaner*innen, fachkräften und be-
troffenen. in partizipativen Prozessen - etwa sozial-
raumkonferenzen, kommunalen Qualitätszirkeln und
Wirksamkeitsdialogen - müssen relevante daten, in-
dikatoren und ergebnisse des Monitorings gemein-
sam interpretiert werden. 
dies erfordert eine vertrauensvolle atmosphäre, in
der auch Misserfolge kommunizierbar sind. es unter-
streicht, dass Präventionsketten mehr sind als ein
Managementansatz - letztendlich ein kulturelles
Projekt, in dem sich die Kommune ein stück weit neu
definiert. ◼

Kommunalfinanzen in NRW
bleiben angespannt
die haushaltsumfrage des städte- und gemeindebundes
nrW unter seinen 360 mitgliedstädten und -gemeinden für
2018 und 2019 belegt trotz leichter Besserung anhaltende 
finanzprobleme 

Claus Hamacher 
ist beigeordneter 
für finanzen beim
städte- und 
gemeindebund nrW

Carl Georg Müller
ist referent 
für finanzen beim 
städte- und
gemeindebund nrW

DIE AUTOREN

nfang april 2019 hat das statistische bundesamt
die ergebnisse der kommunalen Kassenstatistik

für das Jahr 2018 vorgestellt und einen bundesweiten
Überschuss der Kommunen in den flächenländern in
Höhe von 9,8 Mrd. euro bekanntgegeben. auch die
nrW-Kommunen verzeichneten 2018 im zweiten Jahr
in folge einen deutlich positiven saldo in Höhe von 2,86
Mrd. euro. 
allerdings sind solche auf Kassendaten gestützte aus-
sagen nur bedingt aussagekräftig, weil der tatsächliche
ressourcenverbrauch nicht dargestellt wird. für nrW
gilt im Übrigen, dass fast 20 Jahre struktureller unterfi-
nanzierung zu einem erheblichen finanziellen aufhol-
bedarf in den Kommunen geführt haben, der nur mit-
hilfe langjähriger Überschüsse in Zukunft zu
bewältigen wäre. angesichts der jüngsten steuerschät-
zung sind derartige Überschüsse allerdings nicht zu er-
warten. 
die ohnehin äußerst heterogene finanzausstattung
der Kommunen in deutschland darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass viele nordrhein-westfälische städte
und gemeinden weiterhin mit erheblichen finanzpro-
blemen zu kämpfen haben und von einem strukturel-
len Haushaltsausgleich noch weit entfernt sind. dass
von den gut 35,5 Mrd. euro Kassenkrediten bundesweit
(stichtag 31.12.2018) mehr als 22,7 Mrd. euro auf nrW-
Kommunen entfallen, zeigt deutlich, dass aus nrW-
sicht das Problem der altschulden nach wie vor virulent
ist. 
die diesjährige Haushaltsumfrage des städte- und ge-
meindebundes nrW, an der sich alle 360 Mitglieds-
kommunen beteiligt haben, bestätigt diese erkenntnis
konkret auch für das laufende Haushaltsjahr. die er-
gebnisse, die zum teil auf daten aus der Haushaltspla-
nung beruhen, machen die trotz guter erträge anhal-
tende strukturelle unterfinanzierung der kommunalen
familie deutlich. die gute Wirtschaftslage führt zwar
insgesamt zu sehr guten steuereinnahmen. diese wer-
den aber durch weiter steigenden aufwand - insbeson-
dere im sozialbereich - wieder aufgezehrt.

Haushaltssicherungskonzepte ein indikator für
die finanzlage ist die anzahl der Kommunen mit Haus-
haltssicherungskonzept (HsK) oder Haushaltssanie-
rungsplan (HsP), soweit es sich um stärkungspaktkom-

a
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munen handelt. ein HsK muss aufgestellt werden,
wenn eine Kommune ihren Haushalt nicht einmal fiktiv
ausgleichen kann und die allgemeine rücklage mehr
als nur unwesentlich verringern muss. in diesem Jahr
werden 119 stgb nrW-Mitgliedskommunen in dieser
situation sein. gegenüber dem Vorjahresstand von 129
Kommunen ist die Zahl somit - trotz sehr guter kon-
junktureller rahmenbedingungen - nur um rund acht
Prozent zurückgegangen.
einen unverfälschten blick auf die finanzsituation gibt
der strukturelle Haushaltsausgleich. einen solchen
schaffen 2019 immerhin 129 der 360 Mitgliedskommu-
nen des städte- und gemeindebundes nrW, also fast
36 Prozent. gegenüber 2018 hat sich dieser Wert leicht
verbessert. im Vorjahr waren es 124 städte und gemein-
den gewesen (34,5 Prozent). Weitere 112 Kommunen
(31,1 Prozent) schaffen den Haushaltsausgleich nur, in-
dem sie ihr eigenkapital weiter reduzieren. der von der
nrW-gemeindeordnung postulierte normalfall des
strukturellen Haushaltsausgleichs bleibt damit weiter-
hin die ausnahme (siehe schaubild rechts).
den strengsten restriktionen sind diejenigen städte
und gemeinden unterworfen, deren Haushaltssiche-
rungskonzept von der Kommunalaufsicht nicht geneh-
migt wird, da sie auch auf mittlere sicht keinen Haus-
haltsausgleich erreichen können. in der so genannten
vorläufigen Haushaltswirtschaft - auch nothaushalts-
recht genannt - sind den Kommunen freiwillige ausga-
ben grundsätzlich untersagt. in diesem bereich wird es
2019 voraussichtlich eine kreisangehörige stadt oder
gemeinde geben. 2018 war keine Kommune im not-
haushalt zu verzeichnen. 

HSK-Zeitraum und Stärkungspakt anteil an die-
sem rückgang haben vor allem die Verlängerung des
HsK-Zeitraums in § 76 gemeindeordnung (go) nrW
auf zehn Jahre und das stärkungspaktgesetz. seit ei-
ner gesetzesänderung im Jahr 2011 ist zur genehmi-
gung eines Haushaltssicherungskonzepts nicht mehr
erforderlich, dass der Haushaltsausgleich innerhalb
von fünf Jahren erreicht wird. eine genehmigung ist
nunmehr auch bei Haushaltsausgleich innerhalb der
kommenden zehn Jahre möglich. eine Verbesserung
der wirtschaftlichen situation der Kommunen ist mit
dieser gesetzesänderung freilich nicht eingetreten. 
auf der anderen seite mussten nach dem stärkungs-
paktgesetz die wirtschaftlich besonders schlecht ge-
stellten städte und gemeinden in einem Haushalts-
sanierungsplan darstellen, wie und wann sie zu
einem ausgeglichenen Haushalt kommen wollen. die
stärkungspaktkommunen haben in ihren Haushalts-
sanierungsplänen drastische sparanstrengungen
festgeschrieben. 

Vorlage der Jahresabschlüsse Zum 01.01.2019 hat
der gesetzgeber in § 80 abs. 5 s. 4 go die Veröffentli-
chung der Haushalte von der Vorlage der Jahresab-
schlüsse - bilanz des Vorvorjahres - abhängig gemacht.

in einem schreiben von Januar 2019 hat das nrW-Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, bau und gleich-
stellung es für die Haushalte 2019 aber für ausreichend
erklärt, wenn Kommunen zumindest den bestätigten
entwurf der bilanz des Jahres 2016 vorlegen. 
die ausnahmeregel, auf der diese erleichterung be-
ruht, gilt aber nur befristet. liegt auch der bilanzent-
wurf nicht vor, darf die Haushaltssatzung 2019 nicht
veröffentlicht werden und die genehmigung einer
Verringerung der allgemeinen rücklage, eines Haus-
haltssicherungskonzeptes oder eines Haushaltssa-
nierungsplans nach § 6 absatz 2 stärkungspaktge-
setz ist grundsätzlich zu versagen. aufgrund von § 18
des gesetzes über kommunale gemeinschaftsarbeit
(gKg) nrW gelten die regelungen des erlasses auch
für Zweckverbände.
der stgb nrW hat in der diesjährigen Haushaltsum-
frage auch den stand der Jahresabschlüsse abge-
fragt. danach soll im laufe des Jahres 2019 von drei
Kommunen der Jahresabschluss 2016 vom rat be-
schlossen werden. 33 Kommunen haben sich bei den
Jahresabschlüssen bis zum Jahr 2017 vorgearbeitet.
für weitere 319 Kommunen ist der Jahresabschluss
2018 das jüngste Zahlenwerk. 

Eigenkapital und Überschuldung einen wichti-
gen teil der erfassung bildete auch in diesem Jahr die
frage, inwieweit die ausgleichsrücklage - der anteil
am eigenkapital, der im nKf zum fiktiven Haushalts-
ausgleich eingesetzt werden kann - sowie das eigen-
kapital insgesamt abgebaut werden. bis ende 2019
werden 147 stgb nrW-Mitgliedstädte und -gemein-
den ihre ausgleichsrücklage vollständig aufge-
braucht haben. für 2020 erwarten dies sechs Kom-
munen und für die drei folgejahre noch einmal
sieben Kommunen. 
dies bedeutet, dass im finanzplanungszeitraum 160
der 360 stgb nrW-Mitgliedskommunen - mehr als
44 Prozent - mit einem vollständigen Verzehr ihrer aus-
gleichsrücklage rechnen (siehe schaubild s. 28 oben).
das bedeutet eine deutliche Verbesserung gegen-
über dem vergangenen Jahr, als noch 211 Kommunen
von einem vollständigen abbau ihrer ausgleichsrück-
lage im finanzplanungszeitraum ausgingen.

Bereits im zweiten
Jahr ist die Anzahl
der StGB NRW-
Mitgliedskommunen,
die ihren Haushalt
durch Erträge
ausgleichen können,
gestiegen

Haushaltswirtschaftliche Lage 2019
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16 Kommunen haben bereits jetzt das eigenkapital voll-
ständig aufgezehrt. allein diese Zahl belegt die anhal-
tend prekäre finanzielle situation. diese stgb nrW-
Mitgliedstädte und -gemeinden nehmen durch
Verpflichtung am stärkungspakt stadtfinanzen teil
und erhalten über zehn Jahre besondere Konsolidie-
rungshilfen des landes. 
es gibt deutliche signale aus den stärkungspaktkom-
munen, dass die grenzen des Zumutbaren bei der
Haushaltskonsolidierung erreicht, manchmal sogar
überschritten sind. die akzeptanz haushaltsbeding-
ter Konsolidierungsanstrengungen in den Kommu-
nen und in der bevölkerung - aufgrund des stärkungs-
paktes, aber auch darüber hinaus - hängt davon ab,
ob eine realistische aussicht auf mittelfristige Wie-
derherstellung kommunaler Handlungsfähigkeit,
schuldenabbau oder die abwehr drohender Über-
schuldung besteht. darüber hinaus gerät immer
mehr der abbau von altschulden in den fokus - ein
immenses nachhaltigkeitsproblem, das angesichts
der bestehenden niedrigzinsphase rasch in angriff
genommen werden muss.

Steigender Ertrag auf der ertragsseite profitiert
die gewerbesteuer weiterhin von der guten wirt-
schaftlichen entwicklung, wobei diese in den ein-

zelnen städten und gemeinden unterschiedlich aus-
geprägt ist. in der Haushaltsplanung gehen die Käm-
mereien zwar von einem geringen rückgang des ge-
werbesteueraufkommens um 3,84 Prozent gegenüber
2018 auf rund 4,7 Mrd. euro aus. die gewerbesteuerer-
träge zeigen jedoch, dass es verbandspolitisch richtig
war, für den erhalt der gewerbesteuer zu kämpfen.
der durchschnittliche gewerbesteuerhebesatz liegt
2019 in den stgb nrW-Mitgliedskommunen bei 448
Prozentpunkten. damit kommt es zu einer anhebung
von einem Punkt gegenüber dem Vorjahr. dies lässt
sich vor allem mit den Konsolidierungsvorgaben aus
dem stärkungspaktgesetz erklären. 
deutlich lässt sich ein Zusammenhang zwischen ge-
werbesteuerhebesatz und gemeindegröße feststellen.
die tatsächliche staffelung belegt das unterschiedliche
Hebesatzpotenzial der kommunalen familie. denn
Kommunen im kreisangehörigen raum müssen den
anreiz niedriger Hebesätze bieten, damit sie im lan-
desweiten standortwettbewerb um unternehmen,
arbeitskräfte und Wertschöpfungspotenzial - sprich:
im bemühen um eine positive entwicklung ihres ge-
meinwesens - erfolgreich bestehen und nachteile, die
sich aus lage oder größe der Kommune ergeben, zum
teil kompensieren können. tatsächlich liegt die sprei-
zung der Hebesätze bei der gewerbesteuer zwischen
250 Prozentpunkten (Monheim am rhein) und 575 Pro-
zentpunkten (Waldbröl).
für die grundsteuer b wird mit einem aufkommen von
1,78 Mrd. euro (plus 1,15 Prozent) gerechnet. es kommt
im durchschnitt zu einer anhebung der Hebesätze auf
303 Prozent bei der grundsteuer a (plus 4 Prozent-
punkte) und auf 536 Prozent bei der grundsteuer b
(plus 7 Prozentpunkte - siehe schaubild links). spitzen-
reiter ist die stadt bergneustadt, die auch 2019 den 
Hebesatz für die grundsteuer b auf 959 Prozent fest-
gesetzt hat. Hintergrund sind die energischen be-
mühungen der Kommunen, ihre finanzielle notlage in
den griff zu bekommen. den niedrigsten Hebesatz hat
die stadt Verl mit 230 Prozent. 

Aufwand höher entscheidende ursache für die an-
dauernde strukturelle unterfinanzierung der städte
und gemeinden ist der stetige anstieg der sozialkos-
ten. die jährlichen aufwendungen für soziale leistun-
gen - in form der sozialtransferauszahlungen - beliefen
sich für die nrW-Kommunen im Jahre 2018 auf gut 19,4
Mrd. euro. 

Oben: Bis 2023 werden 44
Prozent aller StGB NRW-
Mitgliedskommunen -
weniger als in der
Vorjahresprognose - ihre
Ausgleichsrücklage
aufgezehrt haben

Mitte: Angesichts der
schwierigen Finanzlage
haben viele Kommunen die
Hebesätze für Grundsteuer
und Gewerbesteuer ein
weiteres Mal erhöht

Wenn die Situation der Kommunen nachhaltig ver-
bessert werden soll, müssen bei den sozialaufwen-
dungen weitere entlastungsschritte erfolgen - ne-
ben den flüchtlingskosten vor allem bei der
eingliederungshilfe. die staatliche entlastung muss
mit der realen entwicklung schritt halten.

POSITION 

Verzehr der Ausgleichsrücklage

Realsteuerhebeseätze
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die belastung durch die Kreisumlage ist auch in die-
sem Jahr bestimmendes thema bei der aufstellung
der kommunalen Haushalte und bildet 2019 wieder-
um einen wesentlichen ausgabenblock der kreisange-
hörigen Kommunen. dabei hat das mit dem umlagen-
genehmigungsgesetz eingeführte Verfahren zur
Herstellung des benehmens bei der aufstellung der
Kreishaushalte und die Pflicht zur genehmigung der
Kreisumlage bislang nicht zu der erhofften entspan-
nung geführt. insgesamt wird dieses Verfahren in der
kommunalen Praxis äußerst unterschiedlich beurteilt. 
Kredite zur liquiditätssicherung nach den Zahlen des
statistischen bundesamtes sind zum zweiten Mal die
Kassenkredite - Kredite zur liquiditätssicherung - in
nrW gesunken, und zwar von 23,6 Mrd. euro ende
2017 auf 22,7 Mrd. euro ende 2018. diese Zahlen sind
allerdings nur bedingt aussagekräftig. denn dabei
wird die kommunale Wertpapierverschuldung nicht
berücksichtigt, obwohl sie zumindest teilweise die-
selbe funktion wie ein Kassenkredit erfüllt. 
auch unabhängig von dieser statistischen unschärfe
belegen die Zahlen die anhaltend schwierige lage der
Kommunalfinanzen in nordrhein-Westfalen. Zwar ist
im Moment die Zinsbelastung wegen der äußerst nied-
rigen Zinssätze für die Kassenkredite moderat. bei de-
ren hohen stand in nrW - mehr als die Hälfte des kom-
munalen Kassenkreditvolumens in deutschland - birgt
aber das Zinsänderungsrisiko eine enorme sprengkraft.
die Verschlechterung der Zinskonditionen um nur ei-
nen Prozentpunkt würde eine zusätzliche belastung
von mehr als 220 Mio. euro pro Jahr bedeuten. 
in diesem Jahr wurde die Haushaltsumfrage des städ-
te- und gemeindebundes um eine abfrage zu Kassen-

und investitionskrediten ergänzt. danach haben im
Jahr 2018 insgesamt 211 Kommunen Kassenkredite
aufgenommen. in diesem Jahr werden es voraussicht-
lich 173 Kommunen sein. investitionskredite wurden
im Jahr 2018 von 230 Kommunen aufgenommen. im
Jahr 2019 werden dies 299 Kommunen tun.

Leichter Rückgang ende 2017 betrug der stand
an Kassenkrediten bei den stgb nrW-Mitglieds-
kommunen 6,351 Mrd. euro und ende 2018 knapp
sechs Mrd. (5,998 Mrd.) euro. für Jahresende 2019
wird mit einem Kassenkreditstand von 5,77 Mrd.
euro gerechnet. investitionskredite wurden im Jahr
2018 in Höhe von 619,662 Mio. euro aufgenommen.
im Jahr 2019 wird hingegen mit investitionskrediten
in Höhe von 1,936 Mrd. euro kalkuliert. in der Kredit-
aufnahme sind teilweise die Kreditkontingente aus
dem landesprogramm „gute schule 2020“ enthal-
ten.
der hohe stand an liquiditätskrediten macht deut-
lich, dass die Kommunen in nrW weiterhin auf Kon-
solidierungshilfen des landes angewiesen sind. an-
gesichts der bisherigen entwicklung der finanzdaten
und neuer finanzieller Herausforderungen - integra-
tion von flüchtlingen, digitalisierung oder Kita-aus-
bau - schwindet allerdings die Hoffnung, dass die
Mittel aus dem stärkungspaktgesetz in Verbindung
mit den Konsolidierungsmaßnahmen der städte und
gemeinden ausreichen werden, die Kassenkredite
deutlich zu reduzieren. ein nachsteuern beim stär-
kungspakt und massive entlastung bei den sozial-
ausgaben durch den bund bleiben deshalb auf der
politischen agenda. ◼

BUCHTIPP 

Praxis der Kommunalverwaltung
Landesausgabe Nordrhein-Westfalen, Ratgeber für die tägliche Ar-
beit aller Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden,
Städten und Landkreisen (Loseblattsammlung inkl. 3 Online-Zu-
gänge / auch auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben von: Jörg
Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, Prof.
Dr. Hans-Günter, Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer,
Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian
O. Steger, Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes
Winkel und Uwe Zimmermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG,
Wiesbaden, Telefon 0611-88086-10, Telefax 0611-88086-77,
www.kommunalpraxis.de, E-Mail: info@kommunalpraxis.de

die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) lieferung enthält:

559. nachlieferung | april 2019 | 84,90 euro

C 17b - laufbahnrecht in bund und ländern - Von dr. Michael
schwarz, ll.M., oberregierungsrat, referent im bundesministeri-

um des lnnern, berlin: die vorliegende darstellung soll der leser-
schaft einen einblick in das laufbahnrecht des bundes und der
länder vermitteln. Hierzu werden zentrale grundbegriffe des
laufbahnrechts genauer definiert und die grundzüge der ver-
schiedenen systeme in bezug auf die einstellung und die beruf-
liche entwicklung der beamten präsentiert.
K 4 nW - bodenschutz- und altlastenrecht in nordrhein-Westfa-
len - begründet von dr. frank stollmann, ltd. Ministerialrat, fort-
geführt von dr. steffen Himmelmann, stadtrechtsdirektor: die
darstellung wurde auf den neuesten stand gebracht, indem ak-
tuelle rechtsprechung eingearbeitet wurde. die anhänge wur-
den ebenfalls aktualisiert.
K 16 nW- gesetz über den brandschutz, die Hilfeleistung und
den Katastrophenschutz (bHKg) nordrhein-Westfalens - Von dr.
Carl Müller-Platz: der beitrag wurde vollständig überarbeitet; in
den anhang neu aufgenommen wurden u. a. der rderl. betr. Mel-
dungen an die aufsichtsbehörden über außergewöhnliche er-
eignisse im brand- und Katastrophenschutz und betr. Warnung
und information der bevölkerung im brand- und Katastrophen-
schutz. az.: 13.0.1-002/001

Bei den 
Kassenkrediten

birgt das risiko 
einer Zinsänderung 
enorme sprengkraft
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anders als anweisungen und Verbote bewirkt oftmals die
technik des „anstupsens“ mit wenig aufwand eine
Verhaltensänderung bei Bürgern und Bürgerinnen und
entlastet damit die Verwaltung

Nudging - kleiner Anstoß
mit großer Wirkung?

b schilder zur geschwindigkeitsbegrenzung,
rauchverbote auf bahnsteigen oder strafen

für Wegwerfen von Müll auf öffentlichen Plätzen -
häufig versucht die Verwaltung, ihre Ziele mit re-
geln, Verboten oder anreizen zu erreichen. im ge-
gensatz dazu will der verhaltensökonomische an-
satz des „nudging“ Verhaltensveränderungen
erzielen, ohne auf Verbote oder anreize zuzugrei-
fen. Wie funktioniert das, und welche Möglichkei-
ten ergeben sich daraus im kommunalen Kontext? 
bewusst oder unbewusst - Menschen treffen täg-
lich mehrere tausend entscheidungen. ganz gleich
ob es sich um kleine oder große entscheidungen
handelt - nicht jede wird vollständig rational ge-
troffen. Wenn Menschen vor einer entscheidung
stehen, nutzen sie in der regel weder alle zur Ver-
fügung stehenden informationen, noch denken sie
über alle möglichen Konsequenzen einer Handlung
nach. 
so werden Menschen zu hohen gebühren Mitglied
eines fitnessstudios und sind am ende selten dort.
oder sie planen jeden tag auf´s neue, sich „gleich
morgen“ um die altersvorsorge zu kümmern, erle-
digen das dann aber doch nicht. Häufig sind Men-
schen auch einfach „entscheidungsmüde“ und ge-
ben sich mit dem status quo zufrieden. 

auch die menschliche Wahrnehmung
sorgt dafür, dass manche entscheidun-
gen von alternativen beeinflusst wer-
den, die eigentlich komplett irrelevant
sind. nudging nutzt genau diese
grundprinzipien menschlichen ent-
scheidungsverhaltens, um Verhaltens-
veränderungen herbeizuführen, ohne
die optionen des oder der entschei-
denden einzuschränken. 

Macht von Voreinstellungen im
heutigen alltag sind Maßnahmen, die

Verhalten verändern sollen, ohne die auswahlmög-
lichkeiten der betroffenen direkt einzuschränken, all-
gegenwärtig. ob standardeinstellungen in druckern,
vorausgefüllte beträge auf online-spendenportalen
oder Produktplatzierung in supermärkten. Jedes ele-
ment der entscheidungsumgebung kann letztlich die
entscheidung einer einzelnen Person beeinflussen. 
so konnte beispielsweise das unternehmen bMW
den Papierverbrauch in seinen büros stark reduzie-
ren, indem es bei den druckern die standardeinstel-
lung auf „doppelseitig“ setzte. obwohl die Mitarbei-
ter immer noch bei bedarf einseitig drucken können,
verzichten viele auf eine anpassung der standardein-
stellung. sie drucken nun beidseitig. 
der kleine stupser (nudge) hat hier deshalb eine
solch große Wirkung, weil es vermutlich wenige Mit-
arbeiter/innen mit einem starken bedürfnis nach
einseitigem druck gab, aber ebenso wenige Mitar-
beiter/innen, welche die einstellung selbst auf dop-
pelseitig änderten. nudging in gestalt einer Vorein-
stellung funktioniert also vor allem dann, wenn
entscheider/innen keine starke Präferenz hinsichtlich
mehrerer optionen haben oder sich der Konsequen-
zen ihrer Wahl nicht vollständig bewusst sind - bei-
spielsweise höherer Papierverbrauch bei einseitigem
drucken. 
auch in baden-Württemberg werden Verbraucher/in-
nen bereits „angestupst“. so haben stromanbieter in
friedrichshafen am bodensee und schönau im
schwarzwald Ökostrom bereits als automatische
grundversorgung angeboten und somit eine Voraus-
wahl für ihre Kund(inn)en getroffen. Wer dort also eine
neue Wohnung bezieht, bekommt automatisch Öko-
strom, sofern er oder sie sich nicht aktiv dagegen ent-
scheidet.

Impuls durch Darstellung andere formen des
nudging beruhen auf der tatsache, dass Menschen
dinge häufig verzerrt wahrnehmen. und wenn Wahr-
nehmungen verzerrt sind, können darstellungswei-
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sen die entscheidung lenken. Wie bei einer optischen
täuschung hängt die attraktivität unterschiedlicher
optionen bei einer entscheidung auch vom darstel-
lungsrahmen ab. ob man strom spart, kann also auch
davon abhängen, ob der eigene stromverbrauch als
höher oder niedriger gegenüber dem Verbrauch an-
derer empfunden wird. 
das Phänomen relativer Wahrnehmung machten
sich forschende in den usa gemeinsam mit dem
energiekonzern oPower zunutze, um den energie-
verbrauch von Haushalten zu senken. Während
klassische rechnungen von energieunternehmen
den stromverbrauch in absoluten Zahlen darstell-
ten, machte sich oPower daran, diese Werte auch
im Vergleich zu ähnlichen und effizienten nachbarn
zu veranschaulichen. die gegenüberstellung mit
den nachbarn führte zu einem deutlichen rück-
gang im energieverbrauch der Haushalte und hielt
auch über die vollen zwei Jahre des beobachtungs-
zeitraums an. 

Weltweite Verbreitung auch in europa wird nud-
ging bereits vielfach in der Wirtschaft, aber auch in
der öffentlichen Verwaltung eingesetzt. städte und
gemeinden konzentrieren sich beim nudging häufig
auf Ziele beim umweltschutz. in dänemark und Hol-
land wurde zum beispiel untersucht, wie man kos-
tengünstig die Vermüllung des öffentlichen raums
zurückdrängen kann. 
im Jahre 2011 wurden in einer studie in Kopenhagen
mehr als tausend bonbons an Passant(inn)en einer
fußgängerzone verteilt. anschließend wurde doku-
mentiert, wie viele bonbonpapiere auf dem boden
landeten. um mehr Menschen dazu zu bringen, die
Mülleimer zu nutzen, wurden in einer Variante des
experiments grüne fußabdrücke auf die straße ge-
malt, die zu den Mülleimern führten. das erstaunli-
che ergebnis: fast fünfzig Prozent weniger abfall auf
dem boden. inzwischen hat die stadt diese erkennt-
nis umgesetzt und besser erkennbare Mülleimer in-
stalliert. 
in der südniederländischen stadt Heerlen wurden
nudges eingesetzt, um das Verbot illegaler Müllabla-
gerung deutlicher hervorzuheben. dazu wurde ein
experiment durchgeführt: für eine testgruppe wur-
den illegal abgelegte Müllsäcke bei den Kontrollgän-
gen der ordnungsbehörden mit großen orangefarbe-
nen aufklebern versehen. darauf fand sich ein
Hinweis auf die regelmäßigen Kontrollen und die
strafe für illegale Müllablagerung. bei der Kontroll-
gruppe wurde auf diese aufkleber verzichtet. auch
diese intervention erwies sich als so erfolgreich, dass
die stadt diese recht kostengünstige Maßnahme bei-
behielt. 

Instrument für Kommunen die beispiele zeigen,
dass nudging eine reihe von Möglichkeiten bietet,
kommunale Probleme zu lösen. insbesondere mit der

digitalisierung kommen zahlreiche neue einsatz-
möglichkeiten für nudging hinzu. 
große Chancen auf erfolg hat nudging vor allem dann,
wenn diejenigen, deren Verhalten beeinflusst werden
soll, den Konsequenzen der entscheidung keinen ho-
hen stellenwert beimessen, oder sich der eigenen
Handlungen nicht vollständig bewusst sind. Wird Müll
beispielsweise aus unachtsamkeit auf
die straße geworfen, können fußabdrü-
cke helfen, den nächstgelegenen Müllei-
mer zu finden und anzusteuern. ist aber
grundsätzlich kein Wille da, den Müll or-
dentlich zu entsorgen, müssen anreize
geschaffen werden, dieses Verhalten zu
ändern. allerdings kann auch hier nud-
ging zusätzlich eingesetzt werden, um
vorhandene anreize zu verstärken. 

Menschen Marionetten? Während
begeisterte befürworter/innen von
nudging hervorheben, wie kostengüns-
tig und wirksam diese technik menschli-
ches Verhalten beeinflussen kann, spre-
chen Kritiker/innen beim nudging
zuweilen von Manipulation. betrachtet
man nudging jedoch als eines von meh-
reren instrumenten, die der Verwaltung
zum erreichen gesellschaftlich erwünschter Ziele zur
Verfügung stehen, wird klar, dass die Verwaltung be-
reits mit Verboten oder anreizen das Verhalten von
Menschen beeinflusst. 
insofern sind nudges - solange transparent - kaum
anders zu beurteilen. intransparentes nudging ist da-
gegen mit der gefahr verbunden, dass sich betroffe-
nen Personen manipuliert fühlen. Kombiniert mit gu-
ter Kommunikation sind transparente nudges somit
eine vielversprechende ergänzung konventioneller
lösungsansätze für gesellschaftliche Probleme. ◼

Literatur
Nudging in der digitalen Stadt, bbsr-analysen
kompakt 03/2018, hrsg. v. bundesinstitut für bau-,
stadt- und raumforschung, internet:
https://www.bbsr.bund.de/bbsr/de/
Veroeffentlichungen/analysenKompakt/2018/
ak-03-2018.html?nn=415476 

Nudge: Wie man kluge Entscheidungen anstößt,
richard H. thaler und Cass r. sunstein, erschienen
im ullstein taschenbuchverlag.; auflage: 13. (7. de-
zember 2010)

Unleashing the power of peers for health, Pelle guldborg Hansen, Vortrag 2014,
internet: https://ec.europa.eu/jrc/sites/jrcsh/files/esof-2014-health-guldborg.pdf 
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Stadtentwicklung ist seit jeher ein Gemeinschaftswerk und manifestiert sich 
über unzählige Einzelentscheidungen. Dabei versuchen wir nicht zuletzt mit 
dem Bau- und Planungsrecht aber auch mit einer Reihe finanzieller Instru-
mente und Programme die Stadtentwicklung auf einen möglichst nachhal-
tigen Entwicklungspfad zu lenken. 

Neben diesen konventionellen Instrumenten zur Beeinflussung des kollek-
tiven Verhaltens sind in den letzten Jahren in Wissenschaft und Praxis ver-
haltensökonomische Ansätze diskutiert worden, die in der Idee des Nudging 
mündeten. 

Im vorliegenden Heft werden Idee und Hintergründe des Nudging skizziert 
und erste Anwendungs-Beispiele zur Veranschaulichung aufbereitet. Es 
schließt sich eine kritische Beleuchtung der möglichen Wirkkraft des Nud-
ging im Zeitalter der Digitalmoderne an – zugespitzt durch die Skizze des in 
China vorbereiteten Sozial-Kreditsystems. 

Zum Abschluss wird die Frage diskutiert, ob und wie sich die Stadtentwick-
lungspolitik dem Thema Nudging nähern kann und schließt mit einem Aus-
blick, unter welchen restriktiven Rahmenbedingungen staatliches Nudging 
auch in der offenen Gesellschaft der Digitalmoderne trotz aller Vorbehalte 
angedacht werden könnte.

Nudging 
in der digitalen Stadt 

Autor

Dr. Peter Jakubowski

Idee, Potenziale und kritische Reflexion
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Gesetzessammlung für die kommunale
Vollstreckungspraxis
Herausgegeben vom Fachverband der Kommunalkassenverwalter e. V. -
Schriftleitung: Hans-Jürgen Glotzbach, 28. Ergänzungslieferung, Stand Mai
2018; 318 Seiten, 79,90 Euro und 29. Ergänzungslieferung, Stand Januar
2019; 390 Seiten, 89,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.056 Seiten,
in zwei Ordnern, 99 Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungslieferungen
(259 Euro bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer im Jah-
resabonnement 169 Euro (inkl. Updates), weitere Preise (Kombination Print
+ Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0139-8 (Lose-
blatt), ISBN 978-3-7922-0094-0 (Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

Mit der 28. ergänzungslieferung (stand Mai 2018) werden in teil a die be-
stimmungen zur Vermögensauskunft in den Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzen der länder baden-Württemberg und bayern überarbeitet. 
neben der aktualisierung einiger weiterer gesetze, die sich nachhaltig
auf die Vollstreckungspraxis auswirken (z. b. inso, sgb i, sgb X, gbo, Hgb
sowie die Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche beurteilung
von Zuwendungen des arbeitgebers als arbeitsentgelt), beinhaltet die
28. ergänzungslieferung vor allem die Änderungen der abgabenordnung
(ao), die durch die Verordnung (eu) 2016/679 des europäischen Parla-
ments und des rates vom 27. april 2016 zum schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener daten, zum freien datenverkehr
und zur aufhebung der richtlinie 95/46/eg (datenschutz-grundverord-
nung) eingetreten sind. diese bestimmungen sind am 24. Mai 2018 in
Kraft getreten und seit dem 25. Mai 2018 anzuwenden.
Mit der 29. ergänzungslieferung (stand Januar 2019) werden im landes-
recht die Vollstreckungs- und ausführungsbestimmungen der länder
Hessen und nordrhein-Westfalen aktualisiert. gleiches gilt für die Kom-
munalabgabengesetze der länder bayern, Hessen, nordrhein-Westfalen,
sachsen und schleswig-Holstein.
in nordrhein-Westfalen wird das landesrecht um den gemeinsamen
runderlass der Ministerien des innern, der Justiz und der finanzen hin-
sichtlich der „Zusammenarbeit zwischen gerichtsvollzieherinnen und ge-
richtsvollziehern beziehungsweise Vollziehungsbeamtinnen und Vollzie-
hungsbeamten und der Polizei“ erweitert. 
bei der aktualisierung weiterer gesetze, erlasse und Verordnungen liegt
der schwerpunkt vor allem bei der „Vollstreckungsanweisung“ und der
„Vollziehungsanweisung für Vollziehungsbeamte der finanzverwaltung“.
schließlich wird auch der anwendungserlass zu § 122 der abgabenord-
nung (bekanntgabeerlass) auf den neuesten stand vom 29. Mai 2018 ge-
bracht.

az.: 41.11.1

Raumordnungs-und Planungsrecht 
des Bundes und der Länder
Lieferung 3/18, ergänzbarer Kommentar und systematische Sammlung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Runkel/Spannowsky/Reitzig/
Schmitz/Bielenberg (Hrsg.) unter Mitwirkung von Nancy Rix; Loseblattwerk,
3.587 Seiten in 2 Ordnern, 107 Euro, ca. 3 Ergänzungslieferungen pro Jahr,
ISBN 978-3-503-01362-3, Erich Schmidt Verlag, Berlin

die lieferung enthält aktualisierte Kommentierungen von § 1 aufgabe
und leitvorstellung der raumordnung und von § 2 abs. 1 grundsätze
der raumordnung - jeweils auf der grundlage des rog 2017. schwer-
punkte dabei sind:

•   die aufgabe der raumordnung und deren abgrenzung zur kommu-
nalen bauleitplanung sowie zu den fachplanungen,

•   die einordnung des im regelungsbereich des § 1 rog bestehenden
landesrechts als ergänzendes, abweichendes oder wiederholendes
recht mit den unterschiedlichen rechtsfolgen und

•   die bedeutung der gesetzlichen grundsätze des § 2 abs. 2 rog als er-
mächtigung für festlegungen in raumordnungsplänen.

abgerundet wird die lieferung durch ein literaturverzeichnis und die
aktualisierung des landesentwicklungsgesetzes über die errichtung
des Verbands region stuttgart.

az.: 20.1.1.8-004/001

Umsatzsteuer-ABC für die öffentliche
Hand und Ihre Betriebe
Praktikerhandbuch von Dipl.-Bw.(FH)/Dipl.-Vw./Dipl.-Hdl. Martin Kronawit-
ter, Herausgeber: Markmiller und Partner, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater,
Rechtsanwälte, München, 1. Auflage 2019, 664 Seiten, Softcover, Preis
97,50 Euro, ISBN: 978-3-9816241-2-0, Verlag Versorgungswirtschaft GmbH,
München; die elektronische Fassung dieses neuen Handbuchs folgt in Kürze
in der Online-Bibliothek des Verlags unter www.online-bibliothek.eu 

der systemwechsel bei der umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand
durch die einführung des neuen § 2b umsatzsteuergesetz spätestens ab
dem 1. Januar 2021 stellt viele öffentliche Verwaltungen vor gewaltige He-
rausforderungen. die umstellungsarbeiten müssen bis zum beginn der
Haushaltsaufstellungen ab 2021 - also bis Mitte 2020 - abgeschlossen sein.
Zur unterstützung der umstellungsarbeiten und für die anschließende
tagesarbeit hat die Verlag Versorgungswirtschaft gmbH zusammen mit
dem auf kommunales steuerrecht spezialisierten autor dipl.-betriebswirt
(fH), dipl.-Volkswirt, dipl.-Handelslehrer Martin Kronawitter, untergries-
bach, das „umsatzsteuer-abC für die öffentliche Hand und ihre betriebe“
neu konzipiert.
auf über 300 seiten hat der autor die verschiedenen themengebiete nach
schnell auffindbaren stichworten von a wie abfallbehälter bis Z wie
Zweckverbandsumlagen gegliedert und die einschlägigen erlasse und Ver-
waltungsanweisungen angefügt. Je stichwort wird nicht nur die unter-
nehmereigenschaft nach der rechtslage i.s.d. § 2b ustg erörtert. stattdes-
sen gilt es, das bisherige unternehmerische Handeln der öffentlichen Hand
abzubilden, welches eng mit dem körperschaftsteuerlichen begriff eines
betriebs gewerblicher art (bga) verflochten war.
die gegenüberstellung zwischen alter und neuer auslegung erleichtert
den lesern, die bislang das bga-denken verinnerlicht haben, den Übergang
auf die künftig maßgebliche wettbewerbsorientierte besteuerung nach
§§ 2 abs. 1, 2b ustg. schließlich ermöglicht das umsatzsteuer-abC mit den
vielen beigefügten Verwaltungsanweisungen einen weitreichenden Über-
blick über die umsatzbesteuerung von jPdör und hilft bei zahlreichen ein-
zelfragen weiter.
Mit dem umsatzsteuer-abC werden sowohl die Praktiker in den öffentli-
chen Verwaltungen, die mit steuerlichen fragestellungen befasst sind, als
auch steuerberater, behörden und gerichte angesprochen. der autor ist
auf die beratung und Prüfung kommunaler betriebe spezialisiert. einen
schwerpunkt bilden die fragestellungen der besteuerung und abgaben
von gebietskörperschaften. Zu diesen und angrenzenden themenkreisen
hat Herr Kronawitter bereits mehr als 600 beiträge veröffentlicht.

az.: 41.6.8
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Vorschläge für zukünftige EU-Strategie
Vor dem treffen der staats- und regierungschefs der europäischen
union am 9. Mai 2019 im rumänischen sibiu hat die europäische
Kommission eine reihe politischer empfehlungen vorgelegt, wie
europa seine Zukunft in einer zunehmend multipolaren und unsi-
cheren Welt gestalten kann. danach solle die arbeit an einer wirk-
samen europäischen sicherheitsunion vorangebracht und die Mi-
gration besser gesteuert werden. Zudem müsse die union den
binnenmarkt ausbauen und vollständig umsetzen. die Wirtschaft
solle mit dem Ziel nachhaltiger Verbrauchs- und Produktionsmuster
modernisiert werden. gleichzeitig gelte es, die sogenannte euro-
päische säule sozialer rechte weiter umzusetzen. auch auf interna-
tionaler ebene solle europa eine führungsrolle übernehmen. 

Grenzlandkonferenz NRW-Niederlande

Mehr als 300 aktive der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
haben sich am 9. Mai 2019 zur ersten grenzlandkonferenz zwischen
nordrhein-Westfalen und den niederlanden in Venlo getroffen. Zie-
le der Konferenz waren der abbau von grenzhindernissen und er-
leichterungen für das tägliche Zusammenleben. so soll künftig zu-
sätzlich zu den grenzinfopunkten ein flächendeckendes netz von
arbeitsvermittlungsstellen entstehen. niederländische erzieherin-
nen und erzieher sollen leichter Zugang zum nrW-arbeitsmarkt
erhalten und ein neues Jugendprogramm soll den austausch 
zwischen beiden ländern fördern. Vereinbart wurde auch die aus-
lobung eines „grenzland-Preises“. 

Europapreis für Donostia-San Sebastián

die spanische stadt donostia-san sebastián erhält den europapreis
des europarates für vorbildliche Partnerschaftsarbeit in europa. sie
setzte sich unter anderem gegen bamberg in bayern und Münster
in nordrhein-Westfalen durch, die ebenfalls in der engeren aus-
wahl für den europapreis gekommen waren. insgesamt zeichnet
der europarat 23 europäische städte und gemeinden aus. Über die
ehrenplakette können sich in deutschland die samtgemeinde flot-
wedel in niedersachsen sowie die stadt rehau in bayern freuen.
die ehrenflagge erhält die baden-württembergische landeshaupt-
stadt stuttgart. das europadiplom geht an die gemeinden baien-
furt und umkirch in baden-Württemberg, die stadt Malchin in
Mecklenburg-Vorpommern sowie die stadt neustadt bei Coburg in
bayern.

Bürgerinitiative „Wohnen für alle“

Wohnen wird europaweit immer teurer. rund 53 Millionen euro-
päerinnen und europäer müssen mehr als 40 Prozent ihres ein-
kommens für das Wohnen aufwenden. die stadt Wien hat deshalb
mit weiteren Partnern die europäische bürgerinitiative „Housing
for all“ ins leben gerufen. die initiative fordert bessere rechtliche
und finanzielle rahmenbedingungen, um preiswertes Wohnen für
alle Menschen in europa zu ermöglichen. damit sich die europä-

ische Kommission des anliegens annimmt, muss die initiative 
innerhalb eines Jahres insgesamt eine Million unterschriften in
europa sammeln. in deutschland sind mindestens 72.000 unter-
stützerinnen und unterstützer nötig. interessierte können bis zum
18. März 2020 auf www.housingforall.eu unterschreiben.

„DiscoverEU“ bald Teil von
Erasmus?
gratis mit dem Zug durch europa reisen: das Pi-
lotprojekt „discovereu“, das vom europäischen
Parlament angestoßen wurde, hat im vergange-
nen Jahr begonnen. bereits zweimal konnten
sich 18-Jährige in der eu um ein kostenloses in-
terrail-ticket bewerben. so haben im Jahr 2018
rund 30.000 junge Menschen einen sogenann-
ten discovereu-travel-Pass erhalten. nachdem
es im Mai 2019 eine weitere bewerbungsrunde
gab, will die europäische Kommission die initia-
tive im rahmen des erasmus-Programms fort-
führen. Wenn das europäische Parlament und
der rat zustimmen, werden zwischen 2021 und 2027 voraussicht-
lich weitere 1,5 Millionen 18-Jährige mit einem kostenlosen „disco-
vereu-travel-Pass“ auf reisen gehen können.

Europäische 
Freiwilligenhauptstadt 2021
das europäische freiwilligenzentrum „european Volunteer Cen-
tre“ (CeV) sucht die europäische freiwilligenhauptstadt für das
Jahr 2021. bewerben können sich städte und gemeinden in
europa, die in besonderer Weise freiwilligenarbeit und infrastruk-
tureinrichtungen wie freiwilligen-agenturen fördern oder eine ei-
gene engagement-strategie verabschiedet haben. die auswahl
orientiert sich an den empfehlungen der politischen agenda für
den europäischen freiwilligendienst „Policy agenda for Voluntee-
ring in europe“ (P.a.V.a). darin sind fragen des Qualitätsmanage-
ments, der infrastruktur oder der anerkennung von ehrenamtlich
tätigen geregelt. bewerbungen sind bis 11. Juni 2019 möglich, mehr
infos im internet unter www.europeanvolunteercentre.org/
ev-capital .

EU weltweit führend in 
Entwicklungs-Zusammenarbeit
die europäische union war mit unterstützungsleistungen in Höhe
von 74,4 Mrd. euro auch 2018 weltweit wichtigster akteur der ent-
wicklungszusammenarbeit. dies geht aus einem bericht der orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und entwicklung
(oeCd) hervor. die gemeinsamen Hilfsgelder der eu und ihrer Mit-
gliedstaaten machten danach mehr als die Hälfte der entwick-
lungsanstrengungen weltweit aus. allerdings sind sie gegenüber
2017 leicht zurückgegangen. in deutschland hatten die entwick-
lungsausgaben einen anteil von 0,51 Prozent am bruttonational-
einkommen. dabei sind die ausgaben für flüchtlingsbetreuung 
im inland nicht berücksichtigt. ◼

e u r o Pa-
n e W s

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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Mitwirkung eines Vereins im 
NRW-Katastrophenschutz
Das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf hat die Klage eines Vereins
abgewiesen, der gegen das Land NRW auf Anerkennung seiner all-
gemeinen Eignung als im Katastrophenschutz mitwirkende Orga-
nisation gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 BHKG geklagt hatte. (Orien-
tierungssatz)

Vg düsseldorf, urteil vom 07.12.2018
- az.: 26 K 13361/16 -

der Kläger ist ein gemeinnütziger eingetragener Ver-
ein. er teilte mit schreiben an das Ministerium für in-
neres und Kommunales des landes nordrhein-Westfa-
len mit, er erkläre die bereitschaft zur Mitwirkung im
Katastrophenschutz für das land nordrhein-Westfalen
und sei in teilen von nordrhein-Westfalen bereits so
weit mit qualifizierten ehrenamtlichen Helfern und
entsprechender ausstattung aufgestellt, dass er im Ka-
tastrophenschutz mitwirken könne und wolle. 
Mit schreiben vom 16.12.2015 antwortete der beklagte:
Mit inkrafttreten des gesetzes für den brandschutz,
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (bHKg)
anfang 2016 werde eine förmliche anerkennung durch das Mi-
nisterium gesetzlich eingeführt. bereits jetzt seien die in der ge-
setzesbegründung genannten Kriterien für eine informelle aner-
kennung und nach inkrafttreten des bHKg für ein förmliches
anerkennungsverfahren zugrunde zu legen. 
er bat für die anerkennungsprüfung um Vorlage weiterer unter-
lagen. Mit schreiben vom 29.02.2016 teilte der Kläger mit, er ge-
nieße „bestandsschutz“ und die anerkennung sei nach der alten
rechtslage des fsHg auszusprechen. selbst nach der neuen re-
gelung des § 18 bHKg müsse der Verein unverzüglich anerkannt
werden. der Kläger hat am 15.11.2016 Klage u. a. mit dem antrag
erhoben, festzustellen, dass er gemäß § 18 fsHg seit dem
05.03.2014 im Katastrophenschutz mitgewirkt hat, bzw. die von
ihm beantragte anerkennung zu erteilen. 
den anträgen hat das Vg nicht entsprochen. § 18 des bis zum
31.12.2015 geltenden gesetzes über den feuerschutz und die Hil-
feleistung (fsHg) regelte unter der Überschrift „Mitwirkung der
privaten Hilfsorganisationen“ in abs. 1 satz 1 und 2: „Private Hilfs-
organisationen helfen bei unglücksfällen und öffentlichen not-
ständen, wenn sie ihre bereitschaft zur Mitwirkung dem land
gegenüber erklärt haben. Kreisfreie städte und Kreise entschei-
den über die eignung zur Mitwirkung von einheiten im einzel-
fall.“ danach setze die Mitwirkung eine bereitschaftserklärung
gegenüber dem land und (zusätzlich) die entscheidung des Krei-
ses bzw. der kreisfreien stadt über die eignung von einheiten im
einzelfall voraus. 
dem einwand des Klägers, die Voraussetzungen des § 18 abs. 1 s.
1 und s. 2 fsHg hätten nicht kumulativ vorliegen müssen, son-
dern die abgabe der bereitschaftserklärung gegenüber dem land
hätte ausgereicht, um das rechtsverhältnis der Mitwirkung einer
privaten Hilfsorganisation zu begründen, könne nicht gefolgt
werden. beide stufen des zweistufigen Verfahrens müssten für
die feststellung, dass eine private Hilfsorganisation bei der ge-
fahrenabwehr im schadensfall mitwirkt bzw. mitgewirkt hat,

vorliegen. Hilfsorganisationen konnten nach diesem gesetz nur
tätig werden, wenn sie sich dem land gegenüber zur Mitwirkung
bei öffentlichen notständen bereit erklärt hatten (1. stufe) und
sie von der zuständigen behörde in deren aufgabenbereich nach
diesem gesetz tatsächlich eingebunden waren (2. stufe). 
die im fsHg vorgesehene erklärung gegenüber dem land sei ei-
ne einseitige Willenserklärung ohne unmittelbare rechtsfolge.
der Kläger habe zwar mit seinem am 05.03.2014 bei dem beklag-

ten eingegangenen schreiben vom 28.02.2014 die ge-
forderte bereitschaftserklärung nach § 18 abs. 1 s. 1
fsHg abgegeben. die zusätzlich erforderliche tatbe-
standsvoraussetzung der feststellung der eignung zur
Mitwirkung von einheiten des Klägers im einzelfall
durch die kommunale ebene gemäß § 18 abs. 1 s. 2
fsHg habe jedoch weder im Zeitraum der geltung des
fsHg vorgelegen noch sei sie zu einem späteren Zeit-
punkt ergangen. 
der Kläger könne sich für einen anspruch auf die fest-
stellung, er habe gemäß § 18 fsHg am Katastrophen-
schutz mitgewirkt, deshalb auch nicht auf „bestand-
schutz“ berufen. unter berücksichtigung der
gesetzesbegründung fordere der beklagte zu recht,
dass der Kläger die verlässliche gewähr für eine sach-
gerechte und dauerhafte Mitwirkung im Katastro-

phenschutz bieten muss. Zu den anforderungen an den Kläger,
die ihm bereits im Juni 2016 durch den beklagten mitgeteilt wur-
den, habe der Kläger bis zur mündlichen Verhandlung trotz
mehrfacher aufforderung durch den beklagten keine konkreten
angaben gemacht.

Neues NRW-Ladenöffnungsgesetz
Das nordrhein-westfälische Oberverwaltungsgericht (OVG NRW) hat
in zwei Entscheidungen seine Rechtsprechung zum neuen Ladenöff-
nungsgesetz bekräftigt. (Orientierungssatz)

oVg nrW, beschlüsse vom 25.04.2019
- az.: 4 b 480/19.ne (stadtlohn) und 4 b 517/19.ne (Mönchenglad-
bach) -

eine entsprechende Verordnung der stadt stadtlohn, wonach
der Möbeleinzelhandel mehrmals jährlich am sonntagnachmit-
tag im ganzen stadtgebiet zu dem Zweck öffnen können soll,
diesen gewerbezweig und seine herausragende Position für die
stadt angesichts einer abwärtsentwicklung in den letzten Jah-
ren zu stärken, hat der 4. senat des oberverwaltungsgerichts
nrW bis zur entscheidung im normenkontrollverfahren außer
Vollzug gesetzt. in der innenstadt von Mönchengladbach durf-
ten die geschäfte dagegen im unmittelbaren umfeld der „blau-
lichtmeile“ auf der Hindenburgstraße öffnen. den erlass einer
einstweiligen anordnung hierzu hatte der senat abgelehnt.
der senat hat mit den beschlüssen seine bisherige rechtspre-
chung zum neuen ladenöffnungsgesetz bekräftigt, wonach die
sehr weit gefassten erweiterten gesetzlichen Voraussetzungen
für ladenöffnungsfreigaben an sonn- und feiertagen einschrän-
kend ausgelegt werden müssten. damit etwa das interesse an
einem vielfältigen einzelhandel wenigstens in Kombination mit

geriCht
in KÜrZe

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW
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Themenschwerpunkt Juli-August 2019:
Starkregen

Die Zeitschrift erscheint monatlich mit Doppelnummern im Februar und
Juli. Das Abonnement (Einzelpreis 78 € komplett, elektronisch 49 €, Min-
destlaufzeit 1 Jahr) ist unbefristet und kann jederzeit begonnen werden.
Bestellungen nur beim Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther
Str. 199-201, 40474 Düsseldorf, Internet: www.kommunen.nrw . 
Jedoch kann das Abonnement innerhalb der ersten zwölf Monate mit
einer Frist von einem Monat schriftlich gekündigt werden. Ansonsten
verlängert es sich bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres. Wird es
dann nicht bis zum 30.11. - wirksam zum 31.12. - gekündigt, verlängert
es sich um ein weiteres Kalenderjahr und bleibt dann jeweils mit einer
Frist von einem Monat zum Jahresende kündbar. Die Abonnementgebühr
wird - bei Abo-Beginn im laufenden Kalenderjahr - anteilig für die dann
noch bezogenen Hefte sowie jeweils im 1. Quartal für das gesamte Ka-
lenderjahr in Rechnung gestellt. Wird das Abonnement während des Ka-
lenderjahres zum Ende der Mindestlaufzeit gekündigt und ist bereits die
volle Jahres-Abonnementgebühr bezahlt, wird diese für die nicht mehr
bezogenen Hefte anteilig zurückerstattet. Kein Buchhandelsrabatt. Die
mit dem Namen des Verfassers/der Verfasserin veröffentlichten Beiträge
geben dessen/deren persönliche Meinung wieder. Nachdruck oder
elektronische Wiedergabe nur mit Genehmigung der Schriftleitung. 
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STÄDTE- UND GEMEINDERAT
anderen sachgründen das erforderliche gewicht für eine
durchbrechung des sonn- und feiertagsschutzes erlangen
könne, müssten besondere örtliche Problemlagen (z. b. regio-
nal begrenzte fehlentwicklungen oder standortbedingte au-
ßergewöhnlich ungünstige Wettbewerbsbedingungen) beleg-
bar gegeben sein, die eine durchbrechung der arbeitsruhe
sowie eine begünstigung bestimmter Verkaufsstellen auch
unter dem gesichtspunkt der gebotenen Wettbewerbsneu-
tralität rechtfertigen könnten. Hierzu bedürfe es zudem eines
schlüssig verfolgten gesamtkonzepts, im rahmen dessen ver-
kaufsoffene sonntage geeignet erschienen, den damit verfolg-
ten legitimen Zielen jenseits des umsatzinteresses des Han-
dels zu dienen.
in stadtlohn sei nicht ersichtlich, dass bezogen auf die Ver-
kaufsstellen des Möbeleinzelhandels eine besondere örtliche
Problemlage belegbar gegeben sei, die eine durchbrechung
der arbeitsruhe sowie eine begünstigung dieser Verkaufsstel-
len auch unter dem gesichtspunkt der gebotenen Wettbe-
werbsneutralität rechtfertigen könne. der im gebiet der an-
tragsgegnerin besonders starke Möbeleinzelhandel ziehe
ohnehin bereits an Werktagen erhebliche Kaufkraft aus ande-
ren gemeinden ab. Weder diese besondere stärke noch ihr ge-
ringfügiger rückgang in den vergangenen Jahren rechtfertig-
ten es, den ohnehin schon bestehenden standortbedingten
Wettbewerbsvorteil, der erhebliche Kundenzahlen aus dem
umland anziehe, auf Kosten anderer Möbelstandorte, für die
die sonntägliche arbeitsruhe gelte, durch sonntägliche laden-
öffnungen noch weiter auszubauen, so das gericht.
bezogen auf die freigabe der ladenöffnung in Mönchenglad-
bach im Zusammenhang mit der sog. „blaulichtmeile“ in der
gladbacher innenstadt hat das oVg den erlass einer einstwei-
ligen anordnung dagegen wegen der offenen rechtslage nicht
für dringend geboten gehalten. die angegriffene regelung er-
fülle voraussichtlich die nach der rechtsprechung des senats
zu beachtenden Vorgaben für eine Öffnung von Verkaufsstel-
len im Zusammenhang mit einer Veranstaltung an einem
sonntag. allerdings habe das bundesverwaltungsgericht in ei-
nem urteil vom 12.12.2018 entschieden, der verfassungsrecht-
lich gebotene ausnahmecharakter bestehe im sinne einer
„notwendigen bedingung“ nur dann, wenn die anlassveran-
staltung mehr besucher anziehe als die ladenöffnung. 
der senat gehe zwar von einem prägenden Charakter der
„blaulichtmeile“ für den bereich Hindenburgstraße aus, könne
aber nicht feststellen, dass die Veranstaltung für sich genom-
men mehr besucher anziehe als die zur Öffnung freigegebe-
nen ladenlokale. der senat habe jedoch Zweifel, ob sich das
vom nordrhein-westfälischen landesgesetzgeber ausdrück-
lich verworfene erfordernis eines besucherzahlenvergleichs
aus der Verfassung und der dazu ergangenen rechtsprechung
des bundesverfassungsgerichts vom 01.12.2009 ableiten lasse.
er halte die rechtsfrage, ob für die annahme der prägenden
Wirkung einer Veranstaltung notwendig eine vergleichende
besucherzahlprognose erforderlich sei, durch die entschei-
dung des bundesverwaltungsgerichts nicht für geklärt.
nach einführung der untergesetzlichen normenkontrolle in
nordrhein-Westfalen zum 01.01.2019 hatte das oberverwal-
tungsgericht nrW in diesen beiden fällen erstmals erstinstanz-
lich über sonntägliche ladenöffnungen zu entscheiden. ◼
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Konkrete Unterstützung für viele komplexe  
kommunale Aufgaben

Eine Auswahl unserer Themen: 

Finanzierung kommunaler Leistungen, Gewässer,  
Organisation und Personal, Klimaschutz und Klima- 
anpassung, Abwasserentsorgung, Arbeits- und  
Gesundheitsschutz, IT für Kommunen, Brandschutz  
und Rettungsdienste, Kommunale Beschaffung,  
Öffentlichkeitsarbeit, Abfallentsorgung, Unterhaltung  
kommunaler Anlagen, Verträge und Konzessionen

Wir sind für Sie da!
Nutzen Sie unser umfangreiches Know-how

Kommunal Agentur NRW GmbH

Cecilienallee 59
40474 Düsseldorf
tel: 0 211 / 4 30 77 – 0
info@KommunalAgenturNRW.de 
www.KommunalAgenturNRW.de
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